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über die am Freitag, den 9.Januar 1931 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt »aarbrücken 
stattgefundene Vollversammlung des Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung (9 Uhr 
40 Minuten). 





Die Resieruneskommission ist vertreten durch die Herren: 


Ministerialdirektor Kuchenbecker, als »Staatskommissar; 


berregierungsrat Kloppenburg, als Vertreter des Regierungs- 
kommissars für die Angelegenheiten des Innem; 


Überregierungsrat Keßler, als Vertreter des Regierungskon- 
missars für die Angelegenheiten der Volkswohlfahrt. 


Von den Mitgliedern fehlen entschuldist die Herren; 
Angel (2)-St.Wendel;, Dierkt4 (DSV)-Holz; Dr.Sender (SP)-Saar- 
brücken; Schneider (SP)-Scheidt. 


Die 
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liegt Ihnen vor; sie umfaßt folgende Punkte: 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


W ProZ 


1) Regelung des Wohnungswesens; 


2) Versorgung der Kriegsbenehhälgten und Kriegs- 
hinterbliebenen im Saargebiet; 


Or 


3) Ergänzung des Gesetzes über das Verfahren in 
Versorgungssachen ; 


4) Abänderung des Gesetzes über das Verfahren in 
Versorgungssachen; 


5) Änderung des Scheckgesetzes und des Wechsel- 
steuergesetzes; 


6) Änderung des Feld-und Forstpolizeigesetzes von 
l1.April 1880. u; 
ir 











Regelung des \\ohnungswesens. 
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Ich erteile hierzu dem Berichterstatter,Herrn Abgeordneten 
Becker, das ‘ort. 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Der Bericht der lWohnungskommission 


über die Beratung des Entwurfes betr. Regelung des Wohnunes- 
wesens lautet: 


. " Der Verordnung war eine Begründung der Regierungs- 
kommission beigegeben, aus der hervorgeht, daß nach den 
Statistiken der Nohnungsänter die Zahl der wohnungssuchenden 
Haushaltungsvorstände am 1.September 1930 11697 betragen 
hat. Von diesen sind 5536 ohne eigene Wohnung. Der jährliche 
Neubedarf durch das Anwachsen der Bevölkerung wird mit 3400 
bis 4200 pro Jahr Ene> nen, #ine allgemeine Aufhebung der 
Wohnungszwangswirtschaflt sei infolgedessen noch nicht mög- 
lich. Weiter wird angegcben, daß die Zwangswirtschaft noch 
in 35 Gemeinden mit 416.861 Einwohnern besteht, während sie 
in 255 Gemeinden mit 355.169 Einwohnern aufgehoben ist. Die 
Verordnung soll nach dem Regierungsentwurf für weitere 2 Jah- 
re erlassen werden. Durch die bei der letzten Beratung der 


nungen, in den übrigen Gemeinden 8 !lohnungen von der Zwangs- 
wirtschaft frei geworden. Der Regierungsentwurf sieht 
Herabsetzung der Freigrenze von bisher 1200 RM. auf 1000 RM 
und 1000 Ri. auf 800 Rül.vor. Der Entwurf sieht femer vor, 
daß Räume von der Zwangswirtschaft befreit werden, wenn sie 
vom Hauseigentümer selbst benützt und durch Umzug in eine 
Neubauwohnung leer werden. Die Vorrechte der Uffiziere und 
Unteroffiziere des Bahnschutzes sind infolge der Auflösung 
des Bahnschutzes in Fortfall en. i Ä 
Eingaben lagen nur vor vom Schutzverein für Hausbesitz im 
Amtsgerichtsbezirk Saarbrücken. 

Da die Vorlage dem landesrat erst gegen Ende des 
vorigen Jahres FURSSEDEGE war und eine Verabschiedung im 
Laufe des Dezember dem Landesrat aus technischen Gründen 
nicht möglich war, hat der Landesrat einer Verordnung zuge- 
stimmt, daß die Geltungsdauer der bestehenden Verordnung 
vom 28.6.1929 - 31.1.1981 verlängert wird. Die Kommission 
hat sich in ihren Sitzungen vom 5.12.und 15.12. mit der 
Verordnung befaßt. Zur Klärung des Sachverhaltes wurden 
verschiedene Anfragen an die Regierungskommission gerichtet, 
die alle von derselben beantwortet wurden. U.a. hat die 
pa rın skommission auf Anfrage mitgeteilt, daß sie seit 
l.veptember 1929 aus lüitteln des Beamten-Pensionsfonds 25 
Häuser mit 155 Wohnungen fertiggestellt hat. _ 

Da_ die Höhe _der Wohnungsmieten für die Emittlung 
der Indexzahlen eine Rolle spielt, wurde auch nee 
welche Miete bei Errechnung der Indexzahlen eingesetzt wird. 
Die Antwort lautete, daß die Wohnungskosten errechnet wer- 
den auf der Grundlage der Friedenmiete für eine 2 Zimmer- 
Wohnung nebst Küche und Zubehör multipliziert mit dem je- 
weiligen NMietumrechnungsfaktor. 

Bei Beratung der Vorlage wurden folgende Abände- 
rungsanträge gestellt: 


Zu $ 1 wird entgegen dem RRAPTRERHSRFAUTE die Ver- 
ainssage die den 31.12.1932 als Endtermin 
vorsieht, nur bis 31.12.1931 a 
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Wir beginnen mit Punkt 1 der Tagesordnung betr.: 
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Zu $ 2 Art.3 Ziffer 9 in Saarbrücken soll Bena 3er werden statt 


1200 Ri. 700 RM., in den übrigen Orten des »Saargebietes 
500 Ri. 


Für diese Anträge stimmen: Die Zentrunsfraktion,die 
Deutsch-Saarl.Volkspartei und die Christl.Soziale Par- 


tel. 

Die Wirtschaftspartei stimmt gegen alle Abänderungs- 
ARNERLS, da sie die Vorlage im Ganzen ablehnt. Die 
sozialdemokratische und kommunistische Fraktion stim- 
men nur für den Abänderungsantrag zu $ 1 


Von der Zentrunsfraktion wurde alsdann ein Antrag_ge- 
stellt, die Aufwertung der Sparkassenguthaben möglichst 
bald in die Wege zu leiten, da eine Erhöhung der Mie- 
ten die Regglung der Aufwertung zur Folge haben müsse. 
ber den Umrechnungsfaktor kündigt die 

Deutsch-Saarl.Volkspartei einen schriftlichen Antrag 
an. 

Die Zentrumspartei behält sich einen dies- 
bezüglichen Antrag für las Plenum vor. 

Weiter liegen folgende Anträge der Zentruns- 

fraktion vor, zu denen die anderen Parteien noch keine 
Stellung genommen haben: 


1) Die Wohnungszwangswirtschaft wird in allen Ge- 
meinden aufgehoben, in denen sie nicht bereits 
vor dem 31.12.30 aufgehoben war, sofern nicht 
diese Gemeinden durch ihre berufene Vertretung 
bis zum S0.Juni 1931 den Beschluß gefaßt haben, 


wo 10 Vohnungszwangswirtschaft weiterbestehen 
soll. 


2) Das Vorrecht der Beamten bei der Verteilung der 
Wohnungen soll beseitigt und das Verfügungsrecht 
über die freigewordenen Wohnungen den Gemeinden 
eingeräumt werden. Der Regierungskommission soll 
es Ireistehen, für Wohnungen für ihre Beanten 
durch eine größere Bautätigkeit zu sorgen. 


8) Artikel 3,Ziffer 8 der Verordnung soll folgenden 
Wortlaut erhalten: 


"Räume, die zu gewerblichen Zwecken benutzt wer- 

den, auch solche mit EAIRRPR, die als gewerb- 
. ne - ; ” sr u 

liche Einheit verbunden sind. 


4) Artikel 3,Ziffer 9 soll folgenden Wortlaut er- 
halten: 

"MWohnungen, für die am 1.Juli 1914 in Saarbrücken 
ein Mietpreis von 800 Mark und in den Landge- 
meinden ein Mietpreis von 500 Mark und darüber 

ezahlt wurde, sind aus der Zwangswirtschaft 

efrcit. Diese Wohnungen können auch in kleine 
aufgeteilt werden und bleiben von der Zwangs- 
wirtschaft befreit." 


„al 
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5)Artikel 16,Absatz 3 soll folgenden Wortlaut erhalten: 


6) 


"Ist im Falle des 3 554 BGB gegen einen Mieter ein 
Räumungesurteil ergangen, so hat der Eigentümer oder 
Verfügungsberechtigte Anspruch auf seinen Gesant- 
mietsrückstand und die in Art. 31,Abs.1 bezeichne- 
ten Nebenleistungen, falls dem Mieter nicht 3 lionate 
nach Rechtskraft des ergangenen Urteils eine Ersatz- 
wohnung zugewiesen ist. Der Anspruch richtet sich 
an die Gemeinde. Er kann für die rückständige Zeit 
nur geltend gemacht werden, wenn der Figentüner 
oder Verfügungsberechtigte spätestens 2 Wochen nach 
Rechtskraft des Räumungsurteils bei der Gemeinde 
unter Vorlage des Urteils oder dessen Abschrift, 
Antrag auf anderweitige Unterbringung des säumigen 
Mieters stellt. Wird der Antrag später eingebracht, 
so beginnt der Anspruch nit dem Tage, an dem der 
Antrag der Gemeinde zugeht. " 


Zu Art.22,Ziffer 2, wird die Streichung des letzten 
Absatzes beantragt. 


"Kann nur versagt werden, wenn der l\lieter ohne sein 


rmmäden nicht in der lage ist, die Miete zu zah- 
en. 


Die Deutsch-Saarländische Volkspartei hat den An- 
trag gestellt, alle "ohnungen mit 4 Zimmern und mehr 
in einer Frist von 6 l\ionaten aus der Zwangswirt- 
schaft zu befreien, behält sich aber vor,statt des- 
sen unter Umständen dem Antrag des Zentruns beizu- 
treten, der T'ohnungen über 700 bezw. 500 RM. Frie- 
densmiete von der Zwangswirtschaft freistellen will, 
da dadurch eine ähnliche de eine erzielt wird wie 
sie der arehd der Deutsch-Saarländischen Volks- 
partei bezweckt. 
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Bi 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Nartin! 


Abg. Martin (Z): Meine Herren! Das Ziel aller ee muß 
sein, Wohnungen zu erstellen, aie auch der breiten Nasse der 
arbeitenden Bevölkerung mit geringem Einkommen erreichbar 
sind. Das ist aber nur dann möglich, wenn PABEaTnE und Ge- 
meinden helfend eingreifen, insbesondere die Hegierung den 

Gemeinden zu Anleihen verhilft oder zumindest genehmigt. 

In dieser Hinsicht bitten wir die Regierung um mehr Entge- 
enkommen. Sie behandelt die ganze !Iohnungsfrage etwas di- 
atorisch,und man sollte fast glauben, sie lehne sich zu 

stark an die Wohnungspolitik Frankreichs an. Allerdings 

ist die Lockerung der Zwangswirtschaft_ in Frankreich stär- 

ker, Sehen wir von der Millionenstadt Paris und den Groß- 

städten von über 100 (VO Einwohnern ab, so fallen nach den 
neuen Bestimmungen des Mieterschutzes ın Frankreich vom 
2£9.Juni 1929 alle Wohnungen, die am 1.August 1914 3000 Fran- 
ken und weniger Niete brachten, aus dem Nieterschutz heraus. 

Für die Großstädte Ba als Grenze 6000 Franken = 1000 Mark 

Friedensmiete. Frankreich denkt euch an seine langsame FEr- 

höhung der Friedensmiete und an eine staffelförmige Heraus- 

ziehung der ohnungen aus dem Nieterschutz. Wenn uns_auch 
die Zeit von 10 Jahren, in der der Abbau erfolgen soll,als 
zu lang erscheint, so_hat man aber dort ein Programm,auch 

im Reich hat man ein Programm, während man hier das Gefühl 

hat, als wurstele man weiter. Auch wir sind mit der Regie- 

rung einig, daß die Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft 
allgemein im en a a Dep Fe nicht möglich ist. 

ber man könnte den Abbau in den einzelnen Gemeinden be- 

schleunigen. Gegenwärtig ist es doch so, daß die Aufhebung 
der Nohnungszwaneswirtschaft in einer Gemeinde nur durch 
die PROlCKTEE erfolgen kann, wenn die Gemeinde einen An- 
trag gestellt und vorher festgestellt hat, daß eine Woh- 
nungsnot nicht mehr besteht. Wir sind der Meinung, daß man 
auch einen anderen Weg gehen kann. Wir schlagen deshalb vor, 
daß von einem bestimmten Termin ab - sagen wir 1. Juli - 

die ganze Wohnungszwangswirtschaft aufgehoben wird. Dann 

sollen die Gemeinden, die glauben, daß sie die llohnungs- 
zwangswirtschaft nicht entbehren können, sie durch Gemein- 
deratsbeschluß selbst wieder einführen. Wir glauben,daß 
dann eine Heihe von Gemeinden es sich schwer überlegen wer- 
den, ob sie die heutigen Zustände weiter aufrecht erhalten 
wollen. \ir haben die Entscheidung in die Hand der Gemeinden 
gerept, und die Regierungskomission ist einer schweren 
erantwortung enthöben. Tir sind der festen Überzeugung, 

daß die Gemeinden schon den richtigen eg finden werden und 

hoffen, daß nach dem 1. Juli keine 30 Gemeinden mehr die 

Wohnungszwangswirtschaft haben werden, sondern höchstens 10. 

ie Befreiung von Nohnungen aus der Zwangswirt- 






























schaft,deren Friedensuietpreis in Saarbrücken 1200 RN. ‚in 
den übrigen Mank anneinden 1000 RM. übersteigt, hatte das 
Ergebnis,daß in Ssarkrücken 60 "ohnungen, in den übrigen 
Landgemeinden 8 Tohnungen der Zwangswirtschaft entzogen 
wurden. Die Wirkung dieser Bestimmung war also nicht groß, 
sie wäre größer gewesen, wenn die NORAO FINE unserem Antrage 
entsprochen hätts und die Grenze auf 1000 bezw. 800 Mark 
gesetzi hätte. Um einen Schritt vorwärts zu kommen,möchten 
wir diesmal noch einen Schritt weitergehen als die Regie- 
rung und fordem, daß als künftige Grenze für die Stadt 
Saarbrücken 700 und für das Land 500 RM. Friedensmietpreis 
festgesetzt wird. Damit wäre wiederum eine viel stärkere 


Lockerung 
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Lockerung der Nohnungszwangswirtschaft erreicht und diese 
wäre noch wirkungsvoller, wenn ähnlich wie in Frankreich alle 
Orte unter 4000 Einwohnern sofort ausfallen würden. Dann sänke 
die Zahl der zwangsbewirtschafteten Gemeinden sofort von 29 
auf 19 herab, und wenn man es machen würde wie in Preußen, 
alle Ortschaften bis zu 8000 Einwohnern von der Wohnungszwangs- 
wirtschaft auszuschließen, hätten wir sie nur noch in Il Urt- 
schaften. Das Vorgehen von Sulzbach und Friedrichstal beweist, 
daß, wenn man den Gemeinden die Si BRHEDLRDL N OFORE 
überläßt, bald nur noch wenige Orte des Saargebietes mit der 
Wohnungszwangswirtschaft zu tun haben werden. Der Nietumrech- 
nungsfaktor beträgt heute 3,85. Wir haben in früheren Jahren 
Bei Beratung der Nohnungsvorlage schon mehrmals gen 
emacht, wie durch Festlegung eines halbjährlich steigenden 
Wltiplikators allmählich die Friedensmiete zu erreichen ist. 
Die Hegierungskommission hat leider unsere he ac ag unbe- 
achtet gelassen. Auch als sich eine große Wehrheit für eine 
estaffelte. Steigerung des IWultiplikators einsetzte und le- 
iglich die lirtschaftspartei sich versagte, hat sie den ent- 
scheidenden Schritt versäumt. Den größten Fehler hat damals 
die Wirtschaftspartei gemacht. Wäre sie bereit gewesen,dem 
Vorschlag der \lehrheit beizutreten, dann wären wir heute aus 
‚dem größten Elend heraus. Heute ist die beste Zeit verpaßt, 
und man wird später feststellen können, daß die Geschichte 
der BNDSERERREESERR Penn. die Geschichte der verpaßten 
Gelegenheiten ist. Angesichts der großen Erwerbslosigkeit 
und des allssitigen Lohnabbaues können wir heute keine be- 
stimmten Termine zur Srhöhung des \ultiplikators vorschlagen, 
dennz wir wissen, daß diese Erhöhung nicht von heute auf mor- 
Ben vorgenommen werden kann. Wir können nur verlangen,daß die 
rhöhung des Umrechnungsfaktors vom Fallen der Indexziffer 
abhängig gemacht wird. "ir lehnen auch nach wie vor jede Ver- 
antwortung dafür ab, daß ein großer Teil der Mieter des Saar- 
gebietes, die in ER EROIENEER untergebracht sind, eine 
viel höhere Miete zahlen als die Mieter in Altbauwohnungen 
und Brzagen Ce ferneren die Ungerechtigkeit, die darın be- 
steht, daß die Beamten nur einen Bruchteil des ihnen zuste- 
henden Wohnungsgeldes empfangen. Wir brauchen kaum mehr da- 
rauf hinzuweisen, daß die Indexzahl künstlich niedrig gehal- 
ten und ein falsches Bild über unsere lirtschaftslage aufrecht 
erhalten wird. Wie falsch unsere gegenwärtige Wohnungspreis- 
politik ist, ersehen wir aus folgendem Beispiel: 

















Sy ayasıyd »,D0uar/S 5720494095 H 7 m 


Von zwei gleichbezahlten Arbeitern oder Angestellten 
zahlt der eine im Althaus für 1 Zimmer mit Küche bei einer 
Friedensmiete von 16 M = 61,60 Frs., der andere für die glei- 
chen Räume im Neubau 300 Franken monatlich. Das ist doch wirk- 
lich ein schreiendes Unrecht. 

Die Regierung hat uns mitgeteilt, daß die in der 
Indexzahl für das Saargebiet enthaltene Zahl für Wohnungs- 
kosten(nach der letzten Veröffentlichung des Statistischen 
Amtes des Jaargebietes beträgt sie 363) errechnet ist auf der 
Grundlage der Friedensmiete für eine £= Zimmer-Wohnung nebst 
Küche und Zubehör,multipliziert mit dem jeweils von der Regie- 
rung für die PRERERDERE der l\iete festgesetzten Multiplika- 
tors. Das ist doch richt richtig! 

‚ „Wir stellen hiermit den Antrag, daß die Indexzahl 
für die NWohnungskosten auf Grund der freien Miete errechnet 
wird, zumal die wenigsten Leute heute noch Altmiete zahlen. 
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Es soll einmal eine Statistik aufgemacht und festgestellt 
werden: "ieviel Leute zahlen heute noch Friedensmiete mal 
3,68 bezw. 2,85 ? Die Zahlen für Saarbrücken lauten ganz an- 
ders. | 

Nun zu einieen Abänderungsvorschlägen, die uns von 
Organisationen zugeleitet worden sind. Wir haben dieselben 
gewissenhaft geprüft, und wenn wir nicht allem zustimmen kön- 
nen, sind wir dennoch bereit, uns einige zu eigen zu machen. 


Für Artikel 3, Ziffer 7 schlagen auch wir folgenden 
Wortlaut vor: 


"Räume, die zu gewerblichen Zwecken benutzt werden, 
auch solche mit Wohnungen, die als gewerbliche Bin- 
heit verbunden sind. 


In Interesse der Preissenkung wird allerdings gehofft,daß die 
unsinnigen \Wieten, wie sie vielfach in den Hauptgeschäfts- 
vierteln für gewerbliche Räume gefordert werden, heute herun- 
tergesetzt werden. Be 

je Forderungen des Schutzvereins für Hausbesitz,daß 
für die am l.Juli 1914 ein \ietpreis von 800 \I gezahlten Woh- 
nungen aus der Zwangswirtschaft zu befreien sind,entspricht 
unserem alten Antrag, und wir freuen uns, sogar Tür das Land 
noch darüber hinausgehen zu können. 


Für Artikel 16,Abs.3 schlägt der Ausbesitzerverein 
eine Fassung vor, der wir zustimmen können. Sie lautet: 


"Ist im Falle des $ 554 BGB gegen einen Mieter ein 
Käumungsurteil ergangen, so hat der Eigentümer oder 
erfügungsberechtigte Anspruch auf einen Gesamtrück- 
stand und dıe in dem Artikel 3l,Abs.1l bezeichneten 
Nebenleistungen, falls den lietern nicht drei Nonate 
nach Hechtskraft des ergangenen Urteils eine Ersatz- 
wohnung zugewiesen ist. Der Anspruch richtet sich 
segen die Gemeinde. Er kann für die rückliegende Zeit 
nur geltend gemacht werden, wenn der Eigentümer oder 
Verfürungsberechtiete zwei Wochen nach Hechtskraft 
des Röäumungsurteils bei der Gemeinde unter Vorlage 
des Urteils oder deren Abschnitt Antrag auf ander- 
weitige Unterbringung des säumigen So A stellt." 


Es ist wirklich ein Unrecht, wenn man von dem Hausbesitzer 
erwartet, daß er bei einem böswilligen Mieter die Hausmiete 
verlieren soll. Ebenso sind wir auch für die Abänderung des 
Artikels 22,Ziffer 2, wo es heißt: 


" Kann nur dann versagt werden, wenn der \üeter ohne 
sein Verschulden nicht in der lage ist, die Miete 
zua zahlen. 


Die Geltungsdäuer der neuen Verordnung ist für zwei Jahre vor- 

esehen. Es ist durchaus falsch, wenn es in der Begründung 

er REIS EROESTOT/age heißt, die Erfahrung habe gezeigt,daß 
wesentliche Bestimmungen der Verordnung nicht mehr zu ändern 
sind. Das bedeutet eine Ohnmachtserklärung gegenüber dem ge- 
genwärtigen Zustand. Auch die Regierung hat die Pflicht ‚Wege 
zu weisen oder sich weisen zu lassen dis aus den heutigen 
unhaltbaren Zuständen herausführen. Daher sind wir nicht in 
der Lage, unsere Zustimmung zu geben, daß die Geltungsdauer 
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auf zwei Jahre festgesetzt wird. Wir haben deshalb in der 
Kommission schon beantragt, daß ihre et dem 
81.Dezember 1931 erlöschen soll. Das Recht der Regierungskon- 
mission, die Wohnungsverordnung auf 6 Monate ohne Anhörun 
der gewählten Vertreter der Bevölkerung zu verlängern, ha 
praktisch keinen Ber Zweck. ee hat gezeigt,daß 
sie trotz dieser Ermächtigung mit ihrer Vorlage doch immer 
so spät kommt,daß eine ordnungsmäßi Pam vor Ablauf 
der gesetzlichen Frist nicht ie, Ser ist. Daher auch die er- 
neute Verordnung betreffend Verlängerung der Geltungsdauer 
bis zum 3l.Janmuär 1931. Wir wünschen, daß diese Bestimmung 
ganz gestrichen wir. Euer 
Der Anspruch der Regierungskommission auf 20 % der 

frei gemeldeten Wohnungen für ihre Beamten und dazu noch das 
Anrecht auf iu ange Ara durch ba freigewordenen 
Wohnungen muß fallen. Die wohnungssuchende Bürgerschaft hat 
kein Verständnis für diese Bestimmung. Sie empfindet es als 
ein Unrecht und eine Zurücksetzung der nichtbeamteten NWoh- 
nungssucher. Der gesunde Sinn unserer Beamtenschaft wünscht 
diese Bevorzugung auch nicht, ist sie doch geeignet,dıe 

Zahl der Beamtengegner noch zu vermehren. Wir haben die feste 
Zuversicht, daß die Wohnungsänter für die gerechte Unter- 
zeug der Beamten sorgen werden, liegt es doch im öffent- 
lichen Interesse, die Beamten standesgemäß und an ihren 
Dienstorte unterzubringen. Im übrigen muß es Aufgabe der Re- 
‚han age ron sein, selbst noch mehr zu bauen,um ihre 
eamten endlich unterzubringen. Sie gibt zwar an,seit 1.»ep- 
tember 1929 wieder 25 Häuser mit 155 Wohnungen errichtet zu 
aben. Wenn das nicht ausreicht,muß sie eben mehr tun. 

Auch die Abänderung der Vormerklisten ist ein, 
dringendes Erfordernis. Nach den heute bestehenden Bestin- 
mungen kann jedermann jederzeit den Antrag stellen, in die 
Wohnungsliste aufgenommen zu werden, auch wenn seine Woh- 
nungsverhältnisse in Anbetracht der großen Wohnungsnot als 
ausreichend oder erträglich bezeichnet werden müssen. Man 
kann sich ausmalen, wie bei dem heutigen Verfahren die Vor- 
merklisten der Wohnungsänter ungebührlich anschwellen. Die 
Wohnungsämter selbst werden mit vielen unnützen Arbeiten be- 
lastet, und ihre Fürsorgetätigkeit wird schwer gehemmt. Des- 
halb unterstützen wir den Antrag der Stadt Saarbrücken,daß 
man neue Bestimmungen herausgeben soll, a ns pers über 
die Vormerkung der ohnungssucher. Solche Richtlinien be- 
stehen in Preußen. Ich habe in der Kommission darauf hinge- 
wiesen und der Regierungsvertreter hat erklärt, man sei be- 
reit,diese Bestimmungen zu übernehmen. Nach diesen preußi- 
schen Richtlinien wird ein tatsächlicher 3edarf nur anerkannt, 
wenn die Familie eine Wohnung nicht besitzt. Nur ausnahnswei- 
se dürfen auch für Haushaltungen, die eine selbständige Woh- 
nung inne haben, die Vomerkung als "Iohnungssucher beantra- 
en, nämlich dann, wenn die bisherige \iohnung derart über- 
üllt ist, daß eine erhebliche gesundheitliche Gefährdung 
der Familıenmitglieder zu erwarten ist, ferner, wenn die Zu- 
weisung einer anderen \lohnung mit Rücksicht auf schwere Er- 
krankungen eines Familienmitgliedes NR LLE erscheint,oder 
wenn die Wohnung sich in einem derart schlechten baulichen 
Zustand befindet, daß eine erhebliche gesundheitliche Gefähr- 
dung der Bewohner zu befürchten wäre. 

e ie N erg Ts Sr Se will 
die Regierungskommission beibehalten. Für diese Kommission 


haben wir kein Verständnis. Zu sagen hat sie nichts, denn _ 
die Regierungskommission bestimmt selbständig, sodaß wir sie 
ür 
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für überflüssig halten. 


Zum Schluß möchte ich noch auf eins hinweisen:daß 
es uns darauf ankonmt, daß auf die Verbind zwischen der 
Aufwertung der Sparkassenguthaben und der Erhöhung des Mul- 
tiplikators großer Wert gelegt wird. Sie S arer sınd heute 
nicht mit Unrecht der Ansicht, daß die Altbesitzer von Häu- 
sern sich in einer bevorzugten lage befinden. Nachdem die 
Aufwertung der Eypotheken erfolgt ist, erwarten wir in kür- 
zester Frist die Aufwertung der Sparkassenguthaben,damit von 
seiten dieser u nicht immer wieder auf die Ungerech- 
tigkeit einer doppelten Behandlung hingewiesen werden kann. 

m übrigen stimmen wir der Vorlage mit den hier vor- 


getragenen und in der Kommission festgelegten Abänderungs- 
vorschlägen zu. 


( Bravo - Rufe ) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abe. Petri (SP): Meine Herren! Die Wohnungsstatistik bringt uns 


auch am Ende des Jahres 1930 noch erhebliche Zahlen der 
Wohnungsnot. Von 11 697 Wiohnungssuchenden sind noch 5536 
Haushaltvorstände mit ihren Familien, die keine Wohnung 
haben. Völlig obdachlos sind 88 Familien mit 332 Personen 
nach der von uns von der Regierung vorgelegten Statistik. 
Nach diesen Zahlen kann unseres Erachtens an eine Aufhe- 
bung der Zwangswirtschaft noch nicht gedacht werden. Die- 
ser großen Anzahl der wohnungs-und obdachlosen Familien 
kann nur a werden, wenn noch weitere Viohnungen er- 
stellt und durch Zinsverbilligung die Mieten in den Neu- 
bauten erträglich gehalten werden. _ 

Der heutige Zustand der zweierlei Mieten ist un- 
gerecht und schädlich. Die Arbeiter, Angestellten und klei- 
nen Beamten als \lieter in Neubauten befinden sich in be- 
dauernswerter Lage. Müssen doch in vielen Fällen 30. bis 

° des Einkommens als Miete gezahlt werden. Eine Ande- 
rung der übertrieben» hohen Neubaumieten würde eintreten, 
wenn die große Nachfrage nach Wohnungen behoben würde.Auch 
für die Wohnungen gilt dasselbe wie für die anderen Nate- 
rien in der heuti Br sen hl Sc Angebot und Nach- 
ron ur den Preis. Wenn der Bedarf an iohnungen ge- 
deckt ist, dann werden Preisübertreibungen aufhören und 

auch Neubaubesitzer werden sich überlegen, den Mieter über- 
mäßig zu belasten.Den Bestrebungen, die Altbaumieten den 
Neubaumieten anzupassen, können wir uns nicht anschließen. 
In der jetzigen wirtschaftlichen Lage, wo die Parole nach 
Lohn-und Preisabbau ergeht, würde eine Erhöhung der Alt- 
baumiten nicht zu verstehen sein. Daß die zweierlei Mieten 
beseitigt werden müssen, ist auch unsere Ansicht, doch zu- 
nächst auf dem Wege, daß die Neubaumieten reguliert werden 
und diese \Wieten nicht höher sein Breen, als BSLFARERNL, 
Amortisation und Unterhaltung des Hauses erfordern. Viele 
Neubaubesitzer sind auch so vernünftig und haben die lliete 
danach angepaßt. Andere nutzen die Konjunktur der starken 
Wohnungsnac Era schonungslos en die Mieter aus und 
nehmen eine so hohe Miete, daß Zinsen, Amortisation und Un- 
terhaltung ohne die gem Wohnung des Hausbesitzers ge- 
deckt sind. Dieser Zustand ändert sich sofort, wenn genü- 

end Wohnungen vorhanden sind und derartig bedrängten \ie- 

ern die Möglichkeit des Wohnungswechsels gegeben ist.Die- 
se sorte Hausbesitzer werden sich dann eines anderen beleh- 
ren lassen. Wir fühlen es den Althausbesitzern nach, daß 
sie darüber ungehalten sind, wenn die Neubaubesitzer an 
keine gesetzliche uf re des \üetpreises gebunden sind. 
Die Angleichung der Neubaumieten wird sich nach Beseitigung 
der großen Wohnungsnachfrage von selbst regulieren. Bis zu 
diesem Zeitpunkt muß das Wohnungsgesetz, besonders zum 
Schutze derjenigen Familien, die selbst nicht bauen können, 
weiter bestehen. | 

. ... Nach dem bisherigen Gesetz hatte die Regierungs- 

kommission für Beamte über 20 % der freistehenden Wohnungen 
verfügen können. Dieses Vorrecht im Gesetz zu streichen, 
verlangen auch wir. Wenn die Regierung Wohnungen für ihre 
Beamten benötigt, dann soll sie Häuser erstellen - sie hat 
unserer Auffassung nach das Geld dafür- und soll ihre Be- 
amten darin unterbringen. Es kann dann auch kein Mißbrauch 
mehr durch Regierungsäbteilungen getrieben werden. Daß MiP- 
brauch durch Regierungsabteilungen vorgekommen sind, 
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beweise ich durch folgenden Fall: In einem Hause in Neun- 
kirchen wohnte bis zum 1.November vergangenen Jahres ein 
Studiendirektor und ein Studienrat der höheren Lehranstalt 
in 6 bezw. 7 Zimmern. Am 1.November gab der Studienrat sei- 
ne Wohnung in diesem Hause auf und die "ohnungszuteilungs- 
kommission hat PESACHTERDEE über die Nohnung verfügt un 
sie einem-städt. Angestellten BAR MAILS, wogegen nichts zu 
sagen ist, weil es in demselben Hause war. Die Wohnung soll- 
te geteilt werden, un zwei Wohnungslose unterzubringen. Der 
Herr Studiendirektor, der bisher 7 Zimmer im Hause innehatte, 
erhob aber Anspruch auf das ganze Haus von 13 Zimmern. Die 
Wohnungszuteilungskommission lehnte dieses Ansinnen ab. Die 
Direktion des Innern beließ es bei der Entscheidung der Woh- 
engeren zn Füge Prengpe Seffer als soweit die Paeinbe fer- 
tig war, sollte der städtische Angestellte das Haus beziehen, 
Da kam ein Telegramm von einer Abteilung der Regierungskon- 
mission, wonach das ganze Haus dem »tudiendirektor zuge- _ 
teilt sei und die Entscheidung der er ee Fee 
sion aufgehoben sei. Es war die schulabteilung anscheinend 
mächtiger als die Direktion des Innern, die dieses a enge 
aufgab und angesichts der großen lohnungsnot dem Herrn Stu- 
diendirektor mit 3 Personen, der bisher 7 Zimmer bewohnte 
das ganze Haus von 13 Zimmern zuteilte. Diese Maßnahme hat 
natürlich bei der Bevölkerung Entrüstung ausgelöst und auch 
die llitglieder der Wohnungszuteilungskommission, die sich 
redlich bemühten, die Dinge zu meistern, waren selbst er- 
staunt über eine solche zweifache Stellungnahme von Regie- 
rungsabteilungen. Die Wohnung steht bis heute noch leer. An- 
scheinend hat der Herr Studiendirektor noch nicht die nöti- 
eo Mittel gehabt, um die weiteren 6 Zimmer möblieren zu 
Önnen. ir verlangen von der Regierungskommission, daß die- 
se Maßnahme sofort rückgängig genacht wird. Ich hoffe,daß 
man die Not der Zeit im Saargebiet auch so versteht, wie sie 
nach den bestehenden Verhältnissen zu verstehen ist. 

‚ £s sind weitere Stellen vorhanden, die die Wohnungs- 
frage nicht objektiv behandeln. Dazu gehört auch die fran- 
zösısche BRESUERKSOLISEELOD, Ihre HESEPDECHBTTER fallen lei- 
der nicht unter die Verordnung. Deshalb sind die Mieter in 
Werkswohnungen der Nillkür ihrer Vorgesetzten ausgesetzt, 
ohne sich dagegen wehren zu können. Im Schlafhaus Heinitz, 
wo einige Bergarbeiterfamilien untergebracht sind,ereignen 
sich interessante ‚orgän e. Der dortige schlafhausmeister 
hat überragende Fähigkeiten. Den Frauen tritt er germe zärt- 
lich gegenüber und wenn eine Frau sich gegen seine Zärtlich- 
keit verwahrt, so fällt die Familie in die Ungnade des Herrn 
schlafhausdirektors und ihre Ausweisung aus dem Schlafhaus 
wird betrieben. In 3 Fällen ist dies in letzter Zeit ge- 
schehen. Die Familien werden zwangsmäßig durchs Gericht auf 
Grund des 3 554 ausgesetzt und eine liohnung zu finden,ist in 
der heutigen Zeit sehr schwer. Sie werden, ohne etwas dage- 
gen tun zu können, zu den Obdachlosen gehören. 


Zu dem vorliegenden Verordnungsentwurf nehnen wir 
folgendermaßen Stellung: 

er Verlängerung der Verordnung stimmen wir zu bis 
zum öl.Dezember 1931. Es ist die Aufgabe der Regierungskon- 
mission, in diesem Jahre das Neubauwesen durch Subventionen 
an Kommunen und Zinszuschüsse so weiter zu fördern, wie es 
im Jahre 1930 geschehen ist. Besonders ist daran zu denken, 
für Familien mit großer Kinderzahl, Erwerbslose und von 
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krankheit Betroffene Häuser durch die Gemeinden zu _er- 
Hr Ion, ii es trotz Mietberechtieungskarte fast unmöglich 


ist, diese Familien in Trivawohnungen unterzubringen. Wir 
wollen der Regierung keinen Vorschub le € 
längerung bis Dezember 1932, um in zwei Jahren das an Ver- 


BRBURTHBE der Yohnungsverhältnisse machen zu können, was_ın 
r 


J schehen soll. Nach Abschluß des Jahres 1931, 
en wir die Statistik iiber die noch fehlenden Wohnungen 
sehen. dann kann die Verlängerung ebensogut noch ausge- 
sprochen werden. 


vor. 


"Wohn n, deren Inhaber ein Jahresgehalt von 
30 000. - Franken beziehen, fallen nicht unter die 


L 


Verordnung. 


leisten durch eine Ver- 


Zu Artikel 3,Ziffer 9 schlagen wir folgende Fassung 


In Artikel 3,Ziffer 5 und 6,Absatz 4 stimmen wir zu. 
Zu Artikel 9 beantragen wir, den Absatz 4 zu strei- 



















ten Satz ein Zusatz gegeben wird, der wie folgt 
lautet: 


Den Ant Pie 
schon weit 
len den Schutz der Wohnungsbestimmungen jedoch nur auf die 
Volkskreise ausgedehnt wissen, die durch den Na 


: 2: 
nungen infolge ihres geringen Einkommens keinen Ausweg ha- 
ben eine andere \lohnun 


gewerbetreibende und muß deshalb der schutz für deren Woh- 


FINE und die gewerblichen Räume in der liohnungsverordnung 
e 


bestehen bleiben. In einer Anzahl von Gemeinden wohnen Fr- 


Me magen an Erwerbslose zu machen, und diese Familien 
müssen 


PRDRFURE, damit es möglich ist, an Erwerbslose, die diese 
hohen Nieten zahlen müssen, besondere Zuschüsse zu machen. 


Auch wir richteten zu wiederholten Nalen an die 


Spareinlagen die entsprechende nl ga 
Viele arme Pensionäre, die sich einige Not 
dem Kriege abgehungert haben, warten darauf, eine 

dafür zu erhalten. Die Sparkassen haben bereits die 


ne: Berertung angehäuft und es_bedarf nur der Verordnun 
a = 


nung trägt, und damit die Nöglichkeit bietet, daß vielen 
armen »parern etwas aus ihrer Not heraus eholfen wird. 


die Besoldungsordnung dahin abzuändern, da 
se an Beamte nicht mehr gezahlt werden. Nan mag das in das 


Gehalt 


chen, welcher das Vorrecht enthält,20 % freigewor- 
dener Wohnungen für Beamte zur Verfügung zu stellen. 


Zu Artikel 16,Absatz3 sind wir für den Vorschlag, 
es Zentrums unter der Voraussetzung, daß dem zwei- 


el an \oh- 


werbslose mit ihren Familien in Neubauten und müssen so hohe 
Mieten zahlen, daß die Erwerbslosenunterstützung nicht aus- 
reicht. Den Gemeinden ist jedoch verboten, jegliche Sonder- 


örmlich darben, um ihre Wohnungen nicht zu verlieren. 
Dieses Verbot an die Gemeinden bedarf einer dringlichen Ab- 


Regierungskommission die Forderung bezgl. der Aufwertung von 
sofort zu erlassen. 
roschen schon vor 
Aufwertung 
Reserven 


Desweiteren ersuchen wir die en emp See 
Wohnungszuschüs- 


"Der Anspruch richtet sich an die Gemeinde, falls 
die Miete von dem Mieter nicht beizutreiben ist." 


en, die dahin abzielen, die Zwangswirtschaft heute 
er zu lockern, können wir nicht zustimmen. Wir wol- 


g zu erhalten. Dazu gehören auch Klein- 


3 lerungskommission, dieselben zur Auszahlung zu bringen. 
Wir hoffen, daß die Regierung baldigst diesem Ansinnen Rech- 
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Gehalt des Beamten meinethalben mit einschließen, aber der 
ustand, wie er heute besteht, ist ein unhaltbarer. Nenn 
Beamte ın städt. Häusern mit 3 nal so viel Zimmern nicht 
mehr Miete zu zahlen brauchen als wie der Arbeiter in städt. 
Häusern, so wird man zugeben, daß das ein unhaltbarer Zu- 
stand ist, denn nach der Besoldungsordnung brauchen Beamte 
keine höhere Miete zu zahlen, als der Nohnungsgeldzuschuß 
DERzERt. In dem Falle, den ich vorher erwähn abe ‚beträgt 
der Wohnungsgeldzuschuß 260 Franken. Diese 260 Franken sind 
vorher gezahlt worden für die 7 - Zimmerwohnung und sie wer- 
den auch heute nur gezahlt für die 13 Zimmer. 
Ich hoffe, daß meine Beweisführung genügt, um die 
Regierung zu bewegen, eine Abänderung der „Srofdmung Yorzu- 
nefmen. Wir erwarten von der Regierungskomnission, aß sie 
unseren aregungen und Anträgen Beach ung zeigt und ihrer- 
seits alles tut, um die noch bestehende Ohnungsnot zu lin- 
dern. Insbesondere erwarten wir, daß die Finanzreserven der 
Landeskasse zur Belebung des Baumarktes Sınzene tet werden 


und dadurch der Wohnungsnot und der Arbeits osigkeit ge- 
steuert werden kann. 


(Bravo-Rufe v.d. Sozialdemokraten! ) 
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rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Heckler! 
g. Heckler (KP): Meine Herren! Ich möchte dagegen protestieren, 
daß der Pressevertreter der Arbeiterzeitung zur Vollver- 
sammlung nicht zugelassen wurde. Seit wann besteht hier 
zweierlei Recht innerhalb des Landesrates. Alle übrigen 
Pressevertreter sind vertreten. 


rsitzender: Ich habe darauf zu erwidern, daß ein Mißverständnis 
vorliegen muß. Es ist keinerlei Aue BONES PEAUEEN daß 


der Pressevertreter der Arbeiterzeitung nicht zuzulassen 
sei. 


g. Heckler(KP): Soeben wurde mir mitgeteilt, daß der Pressever- 
treter nicht zugelassen wurde. 


rsitzender: Mir ist von dem Fall nichts bekannt. Der betreffende 


err hätte sich an mich wenden können. Ich werde Feststel- 
lungen treffen. 


bg. Heckler(KP): Meine Herren! Zwei Jahre sind es her,seit wir 
ie letzte Berat der Wohnungsverordnung vorgenommen 
haben, und die Statistik zeigt uns, daß eine Besserung der 
esamten Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt nicht einge- 
Ereten ist. Wir sehen immer noch die alten Verhältnisse 
bestehen. Auf der einen Seite sehen wir Leute mit 1,2 und 
3 Personen in 7,8 Zimmern sitzen und auf der anderen seite 
7,8,9 und 10 Personen in einem oder zwei Zimmern sitzen. 
Wir müssen feststellen, daß in allen Gemeinden des Saar- 
ebietes heute die Baracken auftauchen. Ausrangierte Eisen- 
Bauwigggns werden aufgestellt zur Unterkunft derjenigen 
Leute, für die eine Wohnung nicht mehr vorhanden Ist. 
Auf meine Frage, wieviel Familien gegenwärtig im Saarge- 
biet obdachlos sind, hat die Regierungskomnission geant- 
wortet: 83 Femilien mit 332 Personen; außerdem als not- 
dürftig untergebracht, nicht als obdachlos bezeichnet, 
138 Familien mit 392 Personen. | 
Meine Herren! Wenn man sich diese Verhältnisse 
betrachtet, so sieht man auf der einen Seite einen Luxus, 
er jeder Beschreibung spottet, und auf der anderen Seite 
Menschen, die völlig obdächlos sind. Angesichts dieser 
Verhältnisse muß einem die Schamröte in’s Gesicht steigen. 
Zu den vor zwei Jahren eingeführten l\üetberech- 
tigungskarten ist es interessant, die uns zugegangenen Ant- 
einmal einer Betrachtung zu unterziehen. See: 

Die Stadt Saarbrücken schreibt: Der einzige Nach- 
teil der Mietberechtigungskarten ist, daß kinderreiche und 
minderbemittelte Personen nur selten von den Hauseigentü- 
mern als Mieter freiwillig gewählt werden. Diesen Familien 
müsse deshalb eine besondere Fürsorge zugedacht werden 
durch Zuweisung städtischer Wohnungen und Gewährung von 
Mietszuschüssen. 

Der Bürgermeister von Neunkirchen schreibt: 
Ich gestatte mir zu bemerken, daß nach meiner Ansicht der 
rößte Teil der Wohnungssuchenden, welche im B 


: esitz einer 
EUR DE OHTLEIUEHERESS sind, nach wie vor eine Altbauwoh- 
Fer DaeRT erhalten werden, da es sich meistens um Familien 

ande 


‚ die aus verschiedenen Gründen wie Arbeitslosigkeit, 
Krankheit,großer Kinderzahl usw. nicht aufgenommen werden. 

‚ Dasselbe schreibt Völklingen. Der \ohnungsnot 
kinderreicher Familien könne nur in ganz geringem lNlaße 


Rechnung 
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Rechnung getragen werden. Aus diesen drei Ausführungen der 
Städte BE töten Neuniirohen und Völklingen geht klar her- 
vor, da? die Aktion bezüglich der lüetberechtigungskarten 
vollständig verpufft ist. Diejenigen, welche wirklich loh- 
nungen brauchen, bekommen keine, und die anderen verfügen 
über einen ungeheuer grofen Hausbesitz und über große \ohn- 
räume, und das ist das Ungerechte, das im ganzen Saargebiet 
zu verzeichnen ist. 

Nır konnten feststellen, daß bereits im letzten 
Jahre verschiedene Gemeinden des Saargebietes, in denen die 
Mohnungszwangswirtschaft aufgehoben wurde, einen Antrag an 
die OEHTUBE me haben, wie sich die Aufhebung der 
Zwangswirtschaft in größeren Gemeinden auswirke. Die Regie- 
rung sagte, daß sie keine Erhebungen anstellen konnte,da 
sie keine genaue Übersicht hätte und weil der Temin zu 
kurz war. 

Jedenfalls müssen wir auch hier feststellen,daß 
es insbesondere die bürgerlichen Vertreter der Gemeinderäte 
waren, die mit allen lütteln dafür waren, daß die \Wlohnungs- 
zwangswirtschaft auch in den Kommunen aufgehoben werden 
sollte. Auch die neue Vorlage zeigt uns, daß die Regierungs- 
kommission mit ihrer Vorlage langsam aber sicher die gesan- 
te Wohnungeszwaneswirtschaft innerhalb des Saargebietes be- 
seitigen will. 

Unsere Forderungen sind immer noch die gleichen 
wie vor zwei Jahren. ir verlangen grundsätzlich, daß aller 
vorhandene Wohnungsraum nicht dem Geldwert entsprechend, 
sondern den Bedürfnissen entsprechend verteilt wird. 

Weiter wrlangen wir gesamte Kommunalisierung 
des Wohnungsbaues, daß neue Häuser erstellt werden können 
und daß die Mieten so festgesetzt werden, daß die Proleten 
auch wirklich Miete zahlen können. Wir sehen auf der einen 
seite lohnabbau auf der ganzen Linie, und auf der anderen 
A es das Zentrum noch, den Antrag zu stellen,daß 
man die Nieten innerhalb des Saargebietes noch erhöhen soll. 

ir verlangen, daß nicht die HORDANEEEWENEEWE FI- 
schaft aufgehoben, sondern daß sie sogar verschärft wird 
und zwar aus folgenden Gründen: 

Wir sehen in Neunkirchen auf_der Hütte Nassen- 
entlassungen- es werden jeden Tag noch Leute entlassen-. 

Die Hütte hat allein für ihre Leute ganze Ortsteile für sich, 
und man hat mit diesen Leuten einen Vertrag abgeschlossen, 
der gänzlich ungesetzlich ist. 


Der 3 3 sieht vor: Im Falle der a bin der 
Nohnung durch die Vermieterin verzichtet der lieter auf das 
ihm nach der SUEDERSBTOTEFARING zustehende Recht, das liet- 
einigungsamt anzurufen. Er räumt die Wohnung mit Ablauf der 
Best run} ‚wen ihm eine andere Unterkunft zur Verfü- 
gung gestellt wird. Nun wir müssen feststellen, daß eine 
ganze Anzahl entlassen wurde auf der Neunkirchener Hütte und 
man hat ihnen anstatt der bisherigen Friedensmiete von 
13.-iark oder 50 Franken, statt dessen verlangt man von ih- 
nen eine lletsteigerung von 144,60 Franken ‚also dreimal 

so viel. Wenn sie diese Verpflichtung nicht erfüllen, läßt 
sie die Hütte einfach infolge dieses ungesetzlichen Ver- 
trages aus den Wohnungen entfernen und zwar mit Hilfe der 
Polizei. So etwas darf nicht geduldet werden. 
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rssitzender: Das Vort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Ta 





Regierungskommission mit der Vorlage über Wohnungs- 
wesen vorgelegt hat, bemerkt sie, daß _ seit Erlaß der letz- 
ten Wohnungsverordnung eine fühlbare Besserung auf dem, 
Wohnunesmarkt nicht eingetreten sei und sie versucht,die- 
se Bemerkung mit Zahlen zu belegen. Der Verfasser der Be- 
gründung hat sich offenbar seine Zahlen gar nicht recht 
angesehen, sonst hätte er die Bemerkung nicht machen kön- 


nen. 

Der Fehlbetrag_ der Wohnungen am 10.Februar 1929 
wird mit 5300 angegeben. Es wird dann weiter darauf ver- 
wiesen, daß der normale !Iohnungsbedarf im Jahre 3400 bis 
4200 beträgt. Im Durchschsitt 3800 oder in den beiden Be- 
richtsjahren zusammen 7600. Der ganze Fehlbetrag an_lWoh- 
nungen belief sich also einschließlich dieses normalen 
Bedarfs auf 5300 Wohnungen ap 7600 Wohnungen = 12 | 
Ben. Demgegenüber steht - nach ger Rune - eine 
Erstellung von Neubauten im Jahre 1929 mit 5174 Wohnungen 
und bis zum 1.September 1930 5711 Wohnungen = LU 885 oder 
rund 10 900 Wohnungen. Schon nach diesen Zahlen wäre der 
Fehlbetrag an Wohnungen von 5300 auf 2 000 heruntergegangen. 
Das allein würde schon genügen, um zu dem gegenteiligen 
Schluß zu kommen wie die Regierungskommission, daß nämlich 
seit Erlaß der letzten Wohnungsverordnung eine fühlbare 
DAAD Fun eingetreten sei. Wenn man sich die Zahlen dann 
noch weiter ee kann man sogar davon sprechen, daß 
nahezu eine vollständige Beseitigung des Wohnungsmangels 
eingetreten ist. Es ist daher nicht einzusehen, daß die 
Regierungskommission die Verlängerung der Verordnung auf 
zwei Jahre erstrecken will. | 

Wir haben uns die lühe ENT die ergänzenden 
Zahlen nach amtlichem llaterisl fes zustellen. Zunächst kann 
man annehmen, daß bis zum Schlusse des Jahres 1930 noch 
weitere lOO0O Wohnungen erstellt wurden, so daß der Eehl- 
betrag am Ende dieses Jahres nur noch rund 1000 Wohnungen 
betrug. Es sind aber allein in Stadt und Landkreis Saar- 
brücken noch 70V Neu=bezw. Umbauten in Arbeit, so daß der 
Fehlbetrag auf 300 ee im ganzen Saargebiet sinkt. 
Die Siedlungsgesellschaft hat in der a 85 
in der Zastrowstraße 128, auf dem Wackenberg 92 Vlohnungen, 
im Bau. Diese Bauten sind alle in Angriff genommen,zum Teil 
schon unter Dach. Auf der Hohenliacht sind 60 Wohnungen und 
als Kleinsiedlung 80 Wohnungen begonnen worden. Der land- 
kreis Saarbrücken baut 50 Tohnungen und wenn man die sonsti- 
gen Neubauten ansetzt mit 30 Wohnungen, so kommen am Ende 
les Jahres rund 100 NORDARBER BOEL, sodaß der Fehlbetrag 
im ganzen Saargebiet auf 300 Wohnungen sinkt. Die Zahlen 
sind nicht zu hoch gegriffen. Es sind nicht berücksichtigt 
alle Neubauten, die von privater Seite und von den übrigen 
Kreisen des Saargebietes gebaut werden. Von denen will ich 
annehmen, daß sie den laufenden Bedarf decken, obwohl dabei 
auch zu bedenken ist, daß der laufende Bedarf wegen der 
neeren Zehl von Sheschließungen und Zusammenrücken in 
len Ortschaften, in denen die Zwängswirtschaft aufgehoben 
ist, erheblich unter die Zahlen sinken wird, die die Regie- 
rungskommission als normal angibt. Nach dem angegebenen 
amtlichen Zahlenmaterial wußte die Regierungskommission, 
daß die Wohnungszwangswirtschaft in diesem Jahre noch 
nicht aufzuheben sei, sie hätte aber den schluß ziehen kön- 
nen, daß die Zwangswirtschaft erheblich gelockert werden 


Schmelzer (DSV): Meine Herren! In der ang die uns die 
as 


kann. 
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kann. Wie sie gelockert werden kann, darauf komme ich »+ 
noch zu sprechen. | Mh: 

Der Vertreter der Regierung hat in der Kommissions- 
sitzung angegeben, daß in 30 Orten des Saargebietes ein- 
schließlich der Stadt Saarbrücken, die Bestimmungen der 
Wohnungsverordnung noch bestehen. Die Zahl ist gesunken. 
von 34 auf 30, da mittlerweile in verschiedenen Orten diese 
Bestimmungen aufgehoben worden sind. Diese Orte haben _zu- 
sammen 390 000 Einwohner und es ist falsch, wenn die Hegie- 
rungskommission annimmt, daß alle diese Einwohner in zwangs- 
bewirtschafteten Wohnungen wohnt. Das Bild sieht anders aus: 
In Freiwohnungen, d.h. in Wohnungen, die der Zwangswirt- 
schaft nicht unterstehen, wohnen noch in den Gemeinden oh- 
ne Zwaneswirtschaft rund 380 000 Personen. Die Stadt Saar- 
brücken hat 10 267 Freiwohnungen, das macht, die Wohnung. 

.zu 4 Einwohnern gerechnet, rund A] 000 Personen. Die Frei- 
wohnungen in den übrigen Gemeinden des Saargebietes mit 
Zwaneswirtschaft beläuft sich auf 89 OVO0O Personen. Dazu 
kommen noch die Hausbesitzer der Althäuser in allen Ge- 
meinden mit 19 OC) und die Freiwohnungen, in den 700 Noh- 
nungen der Neu-und Altbauten, die ich vorhin genannt habe, 
mit 2800 Personen. Dies macht für das ganze »Saargebiet | 
531 800 oder rund 532 000 Einwohner in Wohnungen, die nicht 
PESnSgRSniKtsshattet werden. Bei der Gesamt-Einwohnerzahl 
von 770 000, die die Regierungskommission angibt, genießt 
somit nicht mehr ganz ein Drittel der Bevölkerung die Vor- 
züge der Zwangsbewirtschaftung. Wenn man dabei bedenkt ,daß 
seit Jahr und Tag im ganzen »aargebiet unter mancherlei 
Zuschuß von öffentlichen Mitteln vorzugsweise kleine Woh- 
nungen für die minderbemittelte Bevölkerung erstellt wur- 
den, so kann keine Rede davon sein, daß etwa ein großer 
Teil der Arbeiterbevölkerung in dem noch verbleibenden 
einen Drittel des Gesamtwohnraumes untergebracht ist. _ 

Aus allen Orten des Saargebietes, in denen die 

Zwangswirtschaft aufgehoben ist, wird übereinstimmend be- 
rıchtet, daß man schlechte Erfahrungen mit der Aufhebung 
nicht gemacht hat, daß im Gegenteil bei einem Steigen der 
Altmieten eine Senkung der Neubaumieten eingetreten ist. 
sehr widersprechend berichtet die Regierungskommission in 
ihrer Begründung über die Freigabe der Wohnungen von über 
1200 bezw. 1000 RU.. Mit der Feststellung, daß dies in Saar- 
brücken 60 Wohnungen und den übrigen Landgemeinden 8 ge- 
wesen seien, verbindet sie die Bemerkung, daß die Wirkun 
der Bestimmungen keine besonders große war. Sie übersieh 
dabei, weshalb die Wirkung nicht groß sein konnte, weil 
die ohnungen erst dann frei werden, wenn sie geräumt sind. 
Wir hatten aber bei der Beratung des jetzt geltenden Gesetzes 
verlangt, daß diese Groß-Tohnungen nach einer angemessenen 
Frist überhaupt frei werden. Härten wären nicht CABRIO BER, 
denn die Regierungskommission berichtet ja selbst: "Wohl 
sind Klagen über übermäßige DER EDWSERORSNESH in den frei- 
gegebenen Nohnungen vereinzelt in der Uffentlichkeit laut 
eworden. Konkrete Fälle übermäßiger NMietpreissteigerungen 
onnten jedoch nicht festgestellt werden.“ Das heißt doch 
wohl, daß es sich bei den Klagen um Geschwätz handelt,da 
eine wirkliche \ietpreisüberforderung nirgends stattgefun- 
den hat. Wir schließen uns dann der Bemerkung der Regie- 
rungskommission an:" \Wit Rücksicht auf die schlechten Er- 

fahrungen kann mit der Freigabe teuerer Vlohnungen fortge- 
fahren und die Grenze herabgesetzt werden” ‚verlangen aber 
mit der Zentrumsfraktion, daß diese Grenze in Saarbrücken 
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auf 700 RM. und in den übrigen Landgemeinden auf 500 Rül. 
festgesetzt wird. "ir hatten in der Kommission zwar den 
Antrag eingebracht, man möge alle \\ohnungen mit mehr als 
3 Zimmer aus der "ohnuneszwangswirtschaft freigeben, weil 
wir festgestellt haben, daf unter den Fehlbedarf nur noch 
Klein=und Kleinstwohnungen fallen, und dal die Besitzer 
von 4=Zimmerwohnungen schon grols Wühe haben, diese an den 
Mann zu bringen. Mit Rücksicht auf eins möglichst einheit- 
liche Stellungnahme des Landesrates haben wir unseren An- 
trag zurückgezogen. Was nun Jie \letpreisfestsstzung an- 
belänet, so haben wir immer wieder därauf hingewiesen,daß 
es ein Unding sei, die Spannung zwischen Neu=und Altbau- 
miete in großer Höhe bestehen zu lassen, da dies schr bald 
zu einer großen Benachteiligung derjenigen führen müsse, 
die gezwungen sind, in Neubauten Wohnung zu nehmen. Es 
wäre zweckmäßig gewesen, in günstigeren Zeiten die Nieten 
zu erhöhen, wie es im Heich geschehen ist. Wir erkennen 
gerne an, daß dies der richtiee leg gewesen wäre. (iur ver- 
weisen auf unsere Änträge, die wir bei Beratung früherer 
Wohnungsvorlagen gestellt haben. Wir und andere Fraktionen 
haben Ei gewissen Parteien mit dieser Ansicht keine Gegen- 
liebe gefunden und die Regierunesskommission ist ohne Be- 
rücksichtigung darüber hinwegeegangen. Jetzt sind natürlich 
die Zeiten sehr schwierig und eine \ieterhöhung unpopulärer 
als sie jeweisa war. Aber trotz der Ungunst der Zeit sind 
wir der \einung, daß die Ungerechtigkeit in der läetpreis- 
bemessung beseitigt werden muß. Wer trotzdem der \leinung 
ist, wie hart es sei, wenn bei großer Arbeitslosigkeit und 

eringem Verdienst auch noch eine Erhöhung der lüiete ein- 

räte, der darf nicht vergessen, daß mehr als zwei Drittel 
der Bevölkerung, 532 000 Einwohner, unter genau denselben 
Schwieriekeiten leben müssen wie das eine Drittel,das die 
Vorteile dieser Ungerechtigkeit genießt. 

Mir stellen den Antrag, daß der \üetumrechnungs- 

faktor wie folgt erhöht wird: 


MIN 
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Die Kommission zur Festsetzung des Umrechnungsfaktors leh- 
nen wir ab mit der gleichen Begründung wie es der Abgeord- 
nete \artin getan hat. Zur richtigen Würdigung unserer An- 
träge darf nicht vergessen werden, daß es zahlreiche Haus- 
besitzer gibt, die sich in schwierigerer Lage befinden als 
mancher liieter. Die Hypotheken sind durch Gesetz aufgewer- 
tet worden und die Zinsen für die Aufwertungshypotheken 
betragen zum Teil einen erheblichen Bruchteil der eingehen- 
den \ieten. Daß die Hausbesitzer mit so geringen _lieten, 
wie sie für Ai UIOHRUAEER eingehen, nicht in der lage sind, 
Reparaturen an ihren Häusern ausführen zu lassen, wirkt 
sich nicht nur ungünstig für ihre wirtschaftliche lage und 
für den Bestand ihrer Häuser aus, sondern auch für den Ar- 
beitsmarkt. Die zahlreichen Arbeiter, insbesondere die der 
Baunebengewerbe wären nicht so von Arbeitslosigkeit betrof- 
fen, wenn sie Arbeit finden könnten.. Es ist ja sehr be- 
zeichnend, daß die Organisationen der Handwerker, in denen 
doch Iieter und Vermieter fast gleich stark vertreten sind, 
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die Beseitigung der Nohnungszwangswirtschaft oder doch einen 
Abbau verlangt haben, weil sie sich davon eine Belebung der 
gesamten Geschäftstätigkeit versprechen. Ä 
Was die obdachlosen Familien anlangt, so gibt die 
Regierung an, daß 83 Familien mit 332 Personen nicht unter- 
rebracht sind, davon 52 mit 214 Personen in der Stadt Saar- 
rücken. Nach Fertigstellung der Kaserne in der Moltkestraße 
werden diese 53 Familien untergebracht sein, scdaß dann nur 
noch 30 Familien mit 118 Personen im übrigen Saargebiet _ 
obdachlos wären. Nan darf wohl wünschen und hoffen, daß in 
Kürze auch diese Hmlien untergebracht werden, und die Ob- 
dachlosigkeit damit beseitigt wird. In der Kommission wurde 
die Frage gestellt, wie sich die \hetberechtigungskarte be- 
währt habe und der Regierungsvertreter hat geäntwortet, in- 
dem er Berichte von den Orten Neunkirchen, Völklingen vor- 
elegt hat. Ich mache einen anderen Auszug. In der »tadt 

arbrücken hat sie sich verhältnismäßig gut bewährt, auch 
in Völklingen hat man damit gute Erfahrungen gemacht, die 
Karte hat Sich schnell eingeführt und allgemein Anklang ge- 
funden. Nur Neunkirchen berichtet, daß die en | er 
NMetberechtigungskarte den erhofften Erfolg nicht e° racht 
habe. Im ganzen hat sich die Einführung dieser Karte gün- 
stig ausgewirkt, obwohl verschiedene Hedner bei ihrer Bera- 
tung die schlechtestun Wirkungen vorausgesagt haben. Der 
sozialdemokratische Sprecher hat gesagt - und da bin ich in 
der glücklichen lage, dem beizutreten-, daß Angebot und 
Nachfrage den lietpreis reecin sollen. 


(Zuruf des Abg.Petri(SP): Das ist nur in der heutigen 
Wirtschaftsordnung der Fall.) 


Es ist überhaupt eine Erfahrungstaätsache, daß die freie 
Wirtschaft viel günstiger wırkt als jede Plan-und Zwangs- 
wirtschaft. Wir haben damit viel Erfahrung in der Xriegs- 
und Nachkriegszeit gemacht, und eigentlich müßte die sozial- 
demokratische Fraktion in cer Frage der Beseitigung dieses 
Kriegsrestes mit uns Hend in Mand gehen. Sie weist darauf 
hin, wie schlech* sich die Zwaneswirtschaft in Rußland be- 
wertet hat. Sie geht aber ihren eigenen "eg. Zu bedauern 
ist nur, daß sie durch ihre Haltung der Regierungskomnission 
die Möglichkeit gibt, die Forderungen der \Wehrheit des lan- 
desrates ganz oder zum Teil abzulehnen, mit dem Hinweis da- 
rauf, daß die Vertreter einer großen Zahl der Bevölkerung 
die Beibehaltung des jetzigen Zustandes auf den Wohnungs- 
markt wünschen und damit komme ich zu den Gründen, die die 
Regierungskommission bewegt, uns diese Vorlage zu unter- 
breiten. Eine derartige Dauer bedeutet eine zwei jährige Ver- 
längerung. Wir wissen, wie das geschieht. Da wird_in den 
letzten Tagen vor Ablauf des Jahres 1982 eine Vorlage vor- 
gelegt und mit ihr der Termin bis Ende 1933 in’s Auge ge- 
aßt. Wir können nicht sagen, daß es leichtfertiekeit oder 
Inaktivität der Negierungskonmission ist, die sie die wirk- 
lichen Verhältnisse übersehen 1l88t. Wan muß schon annehmen, 
daß es einen anderen Grund hat und Jas wird der sein, der 
auch sonst eine nicht geringe Rolle bei inr spielt die 
Rücksicht auf die Bergwerksdirektion, die Tüexsicht auf zahl- 
reiche französische Beamte, die aus dem jetzigen Zustand 
ihre geldlichen Vorteile zıehen. | 
Zu den Anträgen, die cingebracht wurden, möchte 
ich bemerken, daß wir die Anträge ‚die der Herr Abgeordnete 


Becker 
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Becker vorgetragen hat, unterstützen. Wir wünschen eine 


Geltungsdauer der "ohnungsverordnung bis zum 31. Dezember 
ds.Js. Die Anträge, die im Kommissionsbericht unter 2,3 A, 
9,6 und 7 vorgetragen wurden, unterstützen wir gleichfalls 
und machen sie zu unseren eigenen. 

, „ir wissen zwar, daß auch in der Regierungskomni s- 
sion die Meinung über /meckmäßiekeit der Zwa 


er neswirtschaft 
in ihrem jetzigen Umfange nicht einheitlich 


-h ıst. Ob es der 

pposition aber gegen den französischen Einfluß gelingen 
wi Sich durchzusetzen, ist zweifelhaft. Wenn wir uns, 
die Mühe gemacht haben, zahlenmäßig nachzuweisen, daß die 

orlage der Regieruneskomission auf falschen Voraussetzungen 
aufgebaut ist, so verbinden wir damit die Hoffnung, daß es 
dem gutwilligen Teil der Negierungskommission möglich sein 
wird, sich so zu verstärken, daß er gegenüber dem franzö- 
sischen Einfluß zur Mehrheit wird. 


(Bravo - Rufe !) 
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sitzender: Das ort hat Herr Äbgeordneter Neichard! 


'. Reichard (DVP): Meine Herren! Die Mlohnunesfrage ist eine der 


brennendsten und schwersten Fragen und muß deshalb mit al- 
lem Frnst behandelt werden. Von der "lohnunesfrage ist das 
Familienleben abhängig in allen seinen "inzelerscheinungen 
und ganz unmittelbar Sant die rziehung der Kinder. Der 
gesunde Zustand der Familie,Sitte, innerer Friede im Hause 
ist auf Gedeih und Verderb mit dieser Frage eng verbunden. 
Ohne hier auf Einzelheiten einzugehen, kann ich aus meiner 
beruflichen Erfahrung sagen, dal die lohnungszustände,be- 
sonders bei den Minderbemittelten furchtbar traurige sınd 
und einen der dunkelsten Funkte in unseren heutigen Leben 
darstellt. Ich habe SBinsicht genommen in dieses Wohnungs- 
elend und bin in der Lage gewesen in einer ganzen Reihe 
von Fällen den Notzuständen abzuhelfen. Aus diesen Gesichts- 
punkten und Gründen heraus, bin ich dafür, daß die liohnungs- 
zwangswirtschaft solange nıcht abgebaut werden möge, als 
nicht für eine umfassende Abänderung des Wohnungselendes 
und menschenwürdige Unterkunft gesorgt ist. 
Ich nehme jetzt die Gelegenheit wahr, bei diesen 
Anlaß eine andere Sache zu berühren, die zwar nicht unmnit- 
telbar mit der !iohnfrage in engem Zusammenhang steht, die 
aber doch ein ganz bezeichnendes Licht auf die Gesantver- 
hältnisse wirft. lieine Herren! !iir sehen auf der einen Sei- 
te Wohnungsnot und eine wachsende Verelendung der liassen, 
suf der anderen Seite sehen wir eine geradezu ins Groteske 
gesteigerte Genuß-und Vergnügungssucht. Aus den Zeitungen 
ersehen wir den Anfang der Karnevals-Belustigungen. Meine 
Herren! Redouten,Kappen-Abende, Büttsnreden, NMaskeraden 
bedeuten in einer Zeit der in»s Ungehcure gesteigerten 
Not des ganzen Volkes eine Herausforderung, gegen die wir 
vorgehen müssen. Den schärfsten iWiderspruch müssen wir 
egen das Überhandnehmen der Lustbarkeiten und gegen den 
arneval mit seinen Ausschweifungen und mit seiner tief- 
reifenden_ Sittenverderbris richten. Ich stelle den An- 
rag, der landesrat möge nach dieser Richtung hin seinen 
Standpunkt kund geben und beantrage, eine Resolution zu 
Tassen gegen die Herausforderungen des Karnevals. 


3 . „Zur Vorlage beschränke ich mich darauf, zu er- 
klären, daß ich dem Entwurf zustimme mit den in der Kon- 
mission getroffenen Änderungen. 








| 
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rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Neinhard! 


‚g. Reinhard (KPO): Meine Herren! Der Herr Schmelzer hat in seinen 
Ausführungen nachzuweisen versucht, daß a sel, 
der heutigen Wirtschaftsordnung eine Planwirtschaft entge- 

enzuhalten. Als Beweis stützt er sich auf den \üßerfolg 

er sogenannten sozialistischen Wirtschaft auf dem Tohnungs- 
markte. Ich möchte dazu sagen, daß wir bis heute noch keine 
sozialistische Wirtschaft auf dem Tiohnungsmarkte haben. 
Wenn wir eine sozialistische Wirtschaft auf dem \iohnungs- 
markte hätten, wäre es unmöglich, daß auf der einen seite 
eine Anzahl Nenschen 3 bis Z Wohnungen besitzen und über 

20 bis 30 Zimmer verfügen, insbesondere auch solche Leute, 
die sich hier hinstellen und dıe Armen bedauern, die sich 
aber bei jeder Gelegenheit weigern, von ihrem liohnraum an 
die Armen abzugeben. Wenn eine derartige Planwirtschaft be- 
stehen würde, dann wäre es z.B. nicht möglich, wie jetzt 
auf Grund dieser Verordnung, daß nicht der wirklich vorhan- 
dene Wohnraum erfaßt wird. Ss ist doch so, daß gerade durch 
die Bestrebungen des Herrn Schmelzer und seiner Partei der 
Wohnungsmangel im laufe der Zeit noch sehr verschlechtert 
wurde. Sie haben seinerzeit behauptet, durch die Herausnah- 
me der großen liohnungen aus der Zwangswirtschalt würde sich 
ein günstigeres Bild auf dem Wohnungsmarkte ergeben. »ie 
haben durchgesetzt, daß die Besitzer von großen Viohnungen 
von jeglichem Yohnungszwang befreit wurden und Sie haben 
dadurch lediglich erreicht, daß diese sogenannten Haus- 
egrarier, deren Besitz in die \illionen geht, ungeheuren 
Nietwucher betreiben können und haben dadurch eine Ver- . 
schärfung der Wohnungsnot bei Kleinwohnungen herbeigeführt. 
Durch diese Bestrebungen haben Sie ferner erreicht, daß 

roße Wohnungen nicht aufgeteilt werden. Wir haben dies 

eantragt, um den llietern aus armen Kreisen Tliohnungen zu 
verschalfen. Sie haben verhindert, daß mehr Wohnungen ge- 
schaffen wurden und die \iohnungesverordnung soll den Zweck 
haben,bessere Verhältnisse auf dem jiohnungsuwarkte zu schaf- 
fen. Die statistik, die uns vorgelegt wurde, beweist das 
Gegenteil. Wenn Sie nun aus all dem den Schluß ziehen wol- 
len, “ es ist zwecklos jede Bestrebung einer Planwirtschaft 
anzustreben", so ist das nicht richtig, denn meine Herren, 
durch Tatsachen können wir nachweisen, daß die Bestrebungen 
auf eine planmäßige Wirtschaft doch von Erfol easfuns sind. 
Denn , es kann niemand abstreiten, daß der Erfo ge in Rußland, 
wo eine Flanwirtschaft besteht, groß ist. Ist es nicht so, 
daß die Weltarbeitslosiekeit, die man in Rußland nicht kennt, 
überall sonst in erschreckender \ieise zugenommen hat °? In 
Deutschland gibt es zurzeit 4 Millionen Arbeitslose, die am 
Hungertuche nagen. In Amerika, das angeblich den Krieg ge- 
wonnen hat und das im Golde schwimmt, 5 Millionen Erwervs- 
lose. »velbst in Frankreich, das die erbärmlichsten Löhne 
zahlt, ist eine zunehmende Arbeitslosiekeit zu verzeichnen. 
In dem faschistischen Italien sehen wir die größte Erwerbs- 
losigkeit. Sie bringen Zahlen hier her und versuchen 
damıt nachzuweisen, daß es auch Erwerbslose in Rußland gibt. 
In Rußland besteht Arbeitermangel, weil planmäßig die dort 
Peapaattenen werte und Gewinne verwendet werden, um die feh- 
ende Industrie aufzubauen. Hätten hier einmal die Arbeiter 
die Wacht, dann würde es unmöglich sein, daß heute in Deutsch- 
land oder auch hier Unternehmer bezw. Besitzer der großen 
Werke sagen könnten: das gehört mir. Wenn es Ihnen (zun Ab- 
geordneten Reichard gewandt) Emst ist mit Ihren Strafreden 
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ge en die Karnevalsbelustigungen , dann dürfen Sie auch nicht] 
nr daß hier in Zukunft in einem Ben Hause in Saar- 
brücken, das,glaube ich, unter Ihrem Frotektorat erbaut wur- 
de, die sogenännte Wartburg, Maskenbälle abgehalten werden. 


(Zuruf des Abe. ee Ich protestiere gegen 
diese unwahren Behauptungen! 


Die Naskenbälle, die hinter dem Rücken der Öffentlichkeit 


abgehalten werden, ich meine hier die Verschwendung von 
Tausenden, 


Nun zur Wohnungsvorlage. Die Wohnungsvorlage dient 
keinesfalls der re der Iohnungsnot, denn dem lliet- 
wucher ist durch die völlige Preisgabe der großen Wohnungen 

ür und Tor Bent net. Durch die Nichterfassung der Werks- 
wohnungen haben deutsche und französische Unternehmer das 
Recht, die ohnungesinhaber jederzeit auf die Straße zu 
setzen. Das Vorrecht der Beämten ist ein schreiendes Unrecht. 
Auf die Schultern der armen Mieter und Besitzer der Klein- 
wohnungen wird alle last geladen. 


.,.Aus diesem Grunde lehnt die Kommunistische Fraktion 
-Opposition- diese Vorlage ab. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Reichard ! 


Abg. Reichard (DNVP): Eine Richtigstellung,meine Herren! Soeben ist 
von dem Abgeordneten Reinhard behauptet worden, in dem un- 
ter meinem Frotektorat erbauten Gemeindehaus „Nartburg" 
seien Waskenbälle abgehalten worden. Ich möchte hier In 
aller Form feststellen, daß die verantwortliche Körper- 
schaft unserer Gemeinde mit den größten Nachdruck därauf 
achtet, daß in unserem Gemeindehaus keinerlei Veranstal- 
tungen getroffen oder Feste gefeiert werden, die in ireend 
einem liderspruch stehen zu der Türde der kirchlichen Na- 
tur. "ir haben ausdrücklich derartige Veranstaltungen von 
vornherein ausgeschlossen und stets abgelehnt. Ich muß 
deshalb die Behauptung des Abgeordneten Reinhard zurück- 
weisen und ihn bitten, ehe er solche Verdächtigungen aus- 
spricht, solche leichtfertigen Verdächtigungen zu unter- 

assen oder über Derartiges sich vorher zu informieren. 


(Zuruf_des Abg. Reinhard (KPO): Ich habe gesagt, 
es soll vorgekommen sein. ) 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Backes |! 


sozialen Partei haben Verständnis für die Unannehmlich- 
keiten der Hausbesitzer, und schon in Jahre 1929 bei der 
u ge 3 der Verordnung haben wir einer ganzen Anzahl 
von Verbesserungsanträgen, die auf absehbare Zeit einer 
Aufhebung der Zwangeswirtschaft das Feld ebnen sollten 
zugestimmt. Wenn ich heute nicht mehr auf diesem »stand- 
unkt stehe, so ist die schlechte lage schuld, Es geht 
koute nicht an, daß die Mieten erhöht werden, llögen noch 
so viele Neubauten erstellt worden sein, es ist latsache, 
daß die Neubauwohnungen nicht voll besetzt sind, Neubau- 
ten zum Teil leer stehen, während auf der anderen seite 
die Menschen zusammengepfercht wohnen, weil sie eben die 
Be eu Neubaumieten nicht aufbringen können. Das ist 
atsache. 


Nun zur Verordnung. Dem Herrn Berichterstatter 


Abg. Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Auch wir von der Christlich- 


ist ein kleiner Irrtum unterlaufen. Dem Antrag zu Absatz 3 


Ziffer 9 habe ich nicht zugestimmt, dagegen habe ich zu- 
estimmt der Ziffer 2 "A Deu lmengkie iu des Vorrechtes der 
amten. Das ist eine Forderung der christlich-sozialen 


Partei. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Regierungs- 


kommission Wohnungen bauen soll für dıe armen Leute. Aber 
immerhin ist es besser, die Regierungskommission baut 
ihren Beamten Häuser, als daß sie bei der Stadt Saar- 
brücken oder bei den Gemeinden das Vorrecht für sich in 
Anspruch nimmt, Wohnräume für ihre Beanten zu ig 
nahmen. Ich glaube, die Regierungskommission wird au 
die Dauer selbst der Meinung sein, daß dieser Zustand 
nicht tragbar ist. 

ferner stimme ich dem Antrag zu Artikel 16,Abs.3 
zu. Wenn die Gemeinden einem Hauseirentümer einen läeter 


hinsetzen, dann haben sie letzten Endes für die l\iete auf- 


zukommen, wenn der Nieter nicht zahlen kann. 

Die Ausführungen des Herm Petri über den Fall 
von Neunkirchen sind sehr interessant. Ich muß sagen,daß 
ein solcher Fall unerhört ist. Das zeigt, daß die Gehäl- 
ter zu hoch sind und die Leute zu viel Ansprüche haben. 


Wie kann ein Wensch bei der zurzeit herrschenden Wohnungs- 


not eine Wohnung mit 12 oder 13 Zimmern beanspruchen, 
wenn die Familie auch aus 4 bis 5 Personen besteht. Das 
sind aber die leute, wie der Herr Studiendirektor in 
Neunkirchen, die das Volk belehren und von Volksgemein- 
schaft reden. Das stößt doch das Volk ab, wenn man von 
Volksgemeinschaft redet und handelt nicht darnach. 

| em sozialdemokratischen Antrag, daß Mieter,die 
ein Einkommen von mehr als 30 000.-Franken haben,keinen 
Meterschutz genießen sollen, stimme ich zu. Der Antrag 
ist erstmals im Jahre 1929 gestellt worden, und damals 
habe ich schon zugestimmt. _ 

‚ „Wahrheit ist, was Herr Pfarrer Reichard sagt, 
daß die Gesundheit der Familien zum großen Teil von den 
Wohnverhältnissen abhängt. Aber dann ist es auch ebenso 
wahr, daß _sich weite Kreise in unserem Volke und speziell 
auch die Regierungskommission, nicht um die Gesundheit 
des Volkes in dieser Hinsicht kümmern oder nicht in dem 
Maße kümmern, wie sie es tun müßten, daß den Leuten Wohn- 
stätten gegeben werden, in denen sie anständig leben kön- 
nen und Licht und Luft haben. Dann haben wir vr ir 
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Fälle zu verzeichnen, daß Familien, in denen ein Kind heira- 
tet sich zusammenpferchen müssen, da das Kind die Neubaumie- 
te nicht zahlen kann und daher bei den Eltern wohnen bleibt. 
le Bei a möchte ich die Repierunes- 
kommission daran erinnern, daß die geforderten Zinszuschüsse, 
die vom Landesrat öfter beantragt wurden, gegeben werden. 
Diese Waßnahme ist für die Besitzer kleinerer Neubauten un- 
erläßlich. Jetzt gerade in dieser Zeit gar. Krwezbalonigkeit 
ount es vor, daß der Erbauer des Hauses viele Feierschich- 
ten hat, ein anderer Hausbesitzer einen Meter bei sich woh- 
nen hat, der arbeitslos ist. Was will dieser Mann machen,er 
kann doch nicht die Miete schenken. Es sind im vorigen Jah- 
re mehrere Eingaben aus FUNSLIDgOn an die Regierungskomis- 
sıon gerichtet worden. Ich möchte die Regierungskommission 
ıtten, diese Anträge einmal ganz genau zu studieren und 
dann die Gelder, die sie auf französischen Banken angelegt 
hat, an Zinszuschüssen zu verwenden. Damit wäre vielen leu- 
gen geholfen und die Häuser der Leute kämen nicht unter den 
ammer. 
. Dann stimme ich für die Geltungsdauer der Ver- 
ordnung bis zum 31.Dezember 1931. Vielleicht ist bis dahin 


die Verordnung betr. Aufwertung von Sparkassenguthaben er- 
schienen oder durchgeführt. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg. Becker (2%): Zur Erwiderung möchte ich folgendes sagen: Wir be- 


zwecken mit unserer Anregung, daß wir die Verantwortung für 
die Aufhebung der a lan den Gemeinden zugescho- 
ben haben,damit die Gemeinden nicht etwa aus Bequemlichkeit 
mit den Anträgen warten. !ir wissen heute, daß, wenn eine 
Gemeinde einen Antrag _stellen muß, zunächst eine Heihe Vor- 
arbeiten nötig sind. Durch unseren Vorschlag wird der Gang 
außerordentlich vereinfacht. In den Gemeinden, die bis zum 
3l.Juli keine Stellung zur Aufhebung der Zwangswirtschaft 
Begonmen haben, erlischt dieselbe, und wir sind der Weinung, 


aß durch diese Maßnahme eine Reihe Gemeinden aus der Zwangs- 


wirtschaft herauskommen werden. 

Der Herr Schmoll hat dann meiner Fraktion und spe- 
ziell meinem Kollegen liartin den Vorwurf gemacht ‚das letzte 
Mal hätten wir erklärt, daß wir die Vorlage letztmalig an- 
nehmen würden. Das ist richtig, äber wir erklärten dies un- 
ter der Voraussetzung, daß unsere Vorschläge angenommen wür- 
den. Unsere Vorschläge sind aber nicht angenommen worden. 
Wenn unsere Vorschläge vor 2 oder 2 Jahren angenommen wor- 
den wären, dann hätten wir ja längst den \ultiplikator 6 
und wir hätten nicht so außerordentliche Schwierigkeiten 
in der heutigen Übergangszeit. Dann wäre auch die Verordnung 
von selbst aufgehoben worden. !\ir haben angefangen - und 
das ist speziell das Verdienst der Zentrunspartei - die \Woh- 
nungszwane£swirtschaft abzubauen. Wenn man ein Haus abreißen 
will, dannkann man nicht anfangen unten abzureißen, denn 
dadurch würde man den Bau in Trümmer legen. So ist es auch 
mit dieser Verordnung, wir müssen Stück für Stück abbauen. 
“ir hätten das schon vor vielen Jahren haben können, damals 
hat aber gerade die Fraktion des lierrn Schmoll dieses stück- 
weise Abbauen abgelehnt. Herr Schmoll hat damals erklärt, 
daß an allen Stellen abgebaut werden müsse. "ir wissen sehr 
ut, daß dadurch Unbilligkeiten entstehen, daß nur ein Teil 

er Wohnungen aus der Zwaneswirtschaft herauskommen wird, 
nr diese Unbilligkeiten müssen wir vorübergehend in Kauf 
nehmen. 


orsitzender: Das "iort hat lierr Abgeordneter Schmoll! 


\be. Schmoll(DWP): Meine Herren! Ich will kurz auf dis Ausführungen 


des Herrn Becker eingehen. Die Gemeinden haben nicht etwa 


mehr Arbeit durch die Au Ran der Wohnungszwaneswirtschaft. | 


In dem einen wie im anderen Falle muß ein Gemeindebeschluß 


herbeigeführt werden. Und wem Herr Becker Ausführungen macht ! 


über das, was hätte getan werden müssen, dann will ich heute 
nicht weiter darauf eingehen. 


| | Die beste Beseitigung der "ohnungszwangswirtschaft 
ist die Aufhebung der jetzigen Verordnung, und ich glaube 


, 


nachgewiesen zu haben, daß die Du der Zwangswirtschaft 


an Hand der Zahlen, durchaus möglich is 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Reinharl! 


Abg. Keinhard (KPO): Meine Herren! Es ist mir soeben mitgeteilt 
worden, daß ein Mietglied dieses Hauses gestern verhaftet 
worden ist. Es handelt sich um den Abgeorineten Iey aus 

Dudweiler. Ich beantrage, daß das Haus beschließen möge, 
daß der Abgeordnete Hey von der Regierungskomission So- 
Tort auf freien Fuß gesetzt wird, damit er seinen Abgeom- 
netenpflichten nachkommen kann. Bisher hat das Haus stets 
diesen Standpunkt vertreten, und ich bin der Neinung,wir 
können nicht von diesem Standpunkt abgehen,sonst könnte 

es der Negierungskommission eines Tages einfallen, den 
ganzen Landesrat einzusperren. 


Vorsitzender: Ich stelle die allseitige Zustimmung zu dem Antrag 
des Herrn Abgeordneten Reinhard fest. Ich bedauers bloß 
außerordentlich, daß der Kollege des Herrn Hev,Herr Heckler 


ih 


uns nicht früher von der Inhaftierung des Abe‘. Hey verstän- 
digt hat, damit wir dessen Freilassurg rechtzeitig hätten 
erwirken können. Ich möchte feststellen, daß das Sanze Haus 
mit mir auf dem Standpunkt steht, daß wir in diesem Falle 
wie auch in dem Falle Reinhard dringend fordern, daß ein 


Abgeordneter in der Ausübung seines Mandats nicht bshindert 
werden darf. 





Syaag ayasıydm,bouass ua72n4G400S H7 


Or X Pro 


TERN N Eee ee Tr! SERUM A 
N TR Da UN TR DE El ER EN, 
ren Ne ae U Dam luk 
r 4 * Vü n —' % , 
i DAR » Pe " a Pad he u , x 
1 


er; 


v 





ea... 


BR” 


» r x u s . . R 3 . BUT, u ee 24 % 
. r „e 2, er \ a ae en Ein u 5, en Te IE “ IE Ba KO ud van '& ah u: a Br 
7 SE DE. 2 1 RE Zn er et a 





nm 


& 29 u es 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg.Schmoll (DMNP): Meine Herren! !ienn man heute von der Nohnungs- 
not im Bat des spricht, so muß man unterscheiden 
zwischen amtlich festgestellter und tatsächlicher liohnungs- 
not. Die amtliche Wohnungsnot_scheint nicht enden zu wol- | 
len. Sie stützt sich auf die Listen der Wohnungsänter,die 
damit auch um ihre Existenz kämpfen. Die tatsächliche Woh- 
nungsnot aber ist nicht mehr so groß, daß VRZEDLBBNAR be- 
steht, den gesamten Altwohnunesbesitz unter Zwangswirt- 
schaft zu stellen. In Saarbrücken werden z.B. 25 000 Woh- 
nungen unter Zwangswirtschaft gestellt, weil in einigen 
hundert Wohnungen nicht alles in bester Ordnung ist. Es 
entspricht auch dem normalen Zustand, daß alljährlich 
tausende von llietern Wohnungen suchen. Es sind dies in 
der Hauptsache \lieter, dem die Wohnung zu klein, anderen 
zu groß geworden ist, aber alle diese Wohnungssuchende 
befinden sich in den Listen der Wohnungsämter und begrün- 
den. die amtliche Wohnungsnot. Es hat auch zu allen Zeiten 
Wohnungssucher ohne eigene Wohnung gegeben; junge Fiheleute 
ziehen es vielfach vor, bei Eltern oder anderen Verwandten 
zu wohnen und benutzen die ersparte l\iete zum Aufbau ih- 
rer wirtschaftlichen Existenz. Wir haben im Saargebiet 
ca. 200 000 Haushaltungen und wenn sich darunter 5 5836 
Haushaltungen ohne eigene "oohnung befinden, dann sind 
rund 2.75 z eine überaus niedrige Zahl. Damit begründet 
man jedenfalls keine Tohnungsnot, besonders wenn man die 
vielen leerstehenden Wohnungen in Parallele bringt. Nun 
die Anmeldungen zu diesen Listen. Die Bestimmungen der 
meisten Wohnun ei daß jeder Wohnungssucher 
5 Jahre angemeldet sein muß, dann erst kommt er auf die 
Liste der dringenden "ohnungssuchenden. Wenn ein lohnungs- 
sucher inzwischen eine Wohnung gefunden hat, und sich 
nicht abmeldet, was die Regel ist, bleibt er in der Liste 
stehen. ir haben viele solcher Fälle festgestellt. Fine 
köstliche Situation entstand neulich in einer städtischen 
Kommission. Als das Wohnungsant der saarbrücker Siedlungs- 
gesellschaft eine Liste der dringendsten Vlohnungssucher 
vorlegte, konnte Herr Stolpe, der Vorsitzende der Sied- 
lungsgesellschaft, nachweisen, daß eine ganze Anzahl 
der angeblich dringenden TIohnungssuchenden schon lange 
zufriedene Mieter der Siedlungsgesellschaft sind. Dieses 
mag Di zeigt, daß in Saarbrücken nicht einmal die Liste 
der dringendsten Wohnungssucher in Ordnung ist und man 

sollte sich deshalb hüten, mit solchen Listen die Beibe- 

haltung der Zwangswirtschaft zu begründen. Das Saarbrücker 

Wohnungsamt kostet ar rag 400 000 Franken. Trotzden 

sind diese Listen nicht in Ordnung. lan würde besser tun, 

wenn man diese ADD OVO Franken zur Finanzierung des Woh- 
nungsbaues verwenden würde als ein solches liohnungsant zu 
unterhalten. Auf eine Wohnungszählung hat sich die Regie- 
rungskommission nicht eingelassen,sondern begründet ihre 

Vorlage mit dem fragwürdigen Zahlenmaterial des Wohnungs- 

amtes. Wir fragen die Hegierungskommission,warum hat sie 

jetzt die Zählung nicht vorgenommen. sie hat doch im Jah- 
re 1929 ein vollständig einwandfreies Bild durch die Zäh- 

lung Beben. Das Bild war sehr günstig und stützte im 

wesentlichen unseren Standpunkt. Wan hat offenbar das Er- 

gebnis einer Zählung nicht als Grundlage nehmen wollen, 
weil das Bild zu günstig geworden wäre und deshalb hat 
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man auf die Zahlen der \Wohnunesänter EUTÜCKBABFAEAER. Im 
Jahre 1929 fehlten nach Angabe der er Sa 800 Wohnungen 
im Saargebiet. Aus dem heute vorgelegten Naterial ist er- 
sichtlich, daß 10 885 PODRNAGER gebaut worden sind. Nie man 
angesichts solcher Zahlen auf den Gedanken kommen konnte 

daß eine fühlbare Besserung nicht eingetreten ist,schein 

uns unfaßlich. Die Regierungskommission arbeitet offenbar 
nur mit den Zahlen der Tlohnungsämter und verschließt sich 
den wahren Tatsachen. Ganz besonders auffallend ist das 
Mißverhältnis im landkreis Saarbrücken. Im Jahre 1929 hat 

die BRRLUDE dort 1468 Haushaltungen ohne eigene Wohnung 
festgestellt. Nach Angaben der LUDER UML EENGR sind 
seither 5 608 Wohnungen neu erstellt worden, trotzdem herrscht 
größte amtliche iohnungsnot. Hier muß doch etwas nicht stin- 
men. Die Hochburg der Nohnungsnot ist Saarbrücken. Hier 

sind nicht weniger als 2 830 Wohnungen erbaut worden,fer- 

ner sind nach Angabe der Stadt - Herr schmelzer hat zu nied- 
rige Zahlen genannt - 774 \lohnungen gebaut worden, das be- | 
deutet eine Vermehrung der Wohnungen in Saarbrücken in 2 Jah- | 
ren um 10 %. Dabei stellt die Wohnungszählung im Jahre 1929 
schon eine Zunahme um 19,69 % fest. Bei einer Bevölkerungs- 
zunahme von nur 11 %. Die Vohndichte ist weiter gesunken 
und liegt heute unter 1. So etwas gibt es in keiner ande- 
ren Großstadt. Der Boden für die freie Wirtschaft ist nach 
unserer Ansicht da. Auch in 255 Gemeinden des Saargebietes 
ist die freie Wirtschaft eingeführt und selbst die Begrün- 
dung der Vorlage besagt, daß in keiner Gemeinde ein Fall 
bekannt sei, wo Mißhelligkeiten aufgetreten wären. Wir ha- 
ben darüber hinaus an sämtliche Gemeinden ein Rundschreiben 
gerichtet, das folgende Fragen enthielt: 








1) Hat die Zahl der Kündigungen durch die Hause igen- 
tümer seit Einführung der freien Nohnungswirt- 
schaft zugenommen? 
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2) Sind nach Ihrer Auffassung in erheblichem Maße 
ungerechte Härten zutage getreten oder ist das 
Verhältnis zwischen lieter und Vermieter ein ge- 
gespannteres geworden? 


3) Haben sich für die Gemeinden gesteigerte Schwie- 
rigkeiten ergeben ? 


4) Wie haben sich die Nietpreise entwickelt: 


a ProZ 


a) Wurde sofort nach Aufhebung der Zwangs- 
wirtschaft die Friedensmiete gefordert ? 


b) Erfolgte ein allmählicher Übergang von | 
der Zwengswirtschaft zur freien Wirtschaft? | 


Or 


c) Besteht ein erheblicher Unterschied in den 


Wieten für Wohnungen in alten und neuen | 
Häusern ? 


5) Verfügt Ihre Gemeinde über leerstehende Wohnungen ? 


a) in alten Häusern ? 


b) in Neubauten ? 
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Also, meine Herren, sehr objektiv gestellte Fragen. Wir haben 
diese Fragen an 255 Gemeinden gerichtet und bekamen von 226 
Gemeinden eine Antwort. Ich stelle jedem von Ihnen gern das 
Aktenstück zur Verfigung,und Sie werden erstaunt sein, wıle 
günstig alle diese er beantwortet wurden. 


(Zurufe der Kommunisten: Wer hat geantwortet?) 


Die Vorsteher der Gemeinden haben geantwortet. (Wir sollten 
wohl die Antworten von den Wohnungsäntern bekommen. Die Ge- 
meindevertretung lügt uns nach Ihrer Ansicht etwas vor und 
dıe Nohnungsämter sagen die Wahrheit- eine schöne Auffassung 
von Ihnen-! 

Alle gehegten RanzP TTungeR sind nicht eingetreten 
und es hat sich gezeigt, daß die Hausbesitzer allgemein zu- 
frieden sind, wenn sie einigermaßen gut vermietet haben.Ein 

tes Beispiel bitet Holland ! Es sind in Holland nach Auf- 

ebung der Zwangswirtschaft die Kündi BAREn statistisch er- 
faßt und nachgewiesen worden, daß 00% aller Kündigungen 
von den Mietern ausgegangen sind. Die Zwangswirtschaft hat 
eben die Freizügigkeit unterbunden, sodaß die meisten lleter 
nach Aufhebung der Zwangswirtschaft gekündigt haben, weil 
sie eine andere NObnnuE haben wollten, die günstiger zu ih- 
rer Arbeitsstätte liegt. Im saargebiet ist es auch oft so, 
daß der \Geter sitzen bleibt, weil_eben die Zwangswirtschaft |} 
besteht und die Wohnung, die er z.B. in Burbach, also in der | 
Stadt hat, billiger ist als die gleiche Wohnung in Bous,also 
auf dem Lande. An die AUERS ONE er Zwangswirtschaflt sind 
heute zahlreiche Mieter, alle Besitzer der Alt-und Neubauten 
interessiert. Ich habe schon voriges Jahr nachgewiesen,daß 
Zweidrittel der Bevölkerung an der SUENORM EL SUNG der 
Zwangswirtschaft kein Interesse haben. Die Beibehal une der 
Zwengswirtschaft ist eine ungerechte, die Wirtschaft stören- 
de Bevorzugung einer länderheit von Bürgern. Warum soll nur 
ein leil der Bürger höhere l\üeten zahlen und einem anderen 
nicht besger gestellten Teil räumt der Gesetzgeber immer 
noch ein IHR ein wobei auch noch an der Gesetzgebung 
Mitwirkende die Nutznießer solcher Vorteile sind. Es ist 
auch für viele Zweige des Handwerks wichtiger, daß der Alt= 
Hausbesitz gründlich durchrepariert wird, als daß einige 
tausend Neubauten erstehen. In einer Zeit zunehmender Ar- 
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brücker Zeitung verdanke;, es ist dies eine Statistik über 
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im Januar 1043 Viohnungen und nachgefragt 352; 
" Februar E ö E 3; 
" März 2 ; 3 422; 
al R : 208; 
”" Mei Er 2 R 376; 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Sind das Wohnungen oder 
möblierte Zimmer?) 


Nein 
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Nein, das sind Wohnungen, Sie möchten das gerne anders haben. 


im Juni 1055 Nohnungen, nachgefragt 270; 


Juli 1180 92]; 
" Aug. 1091 : A 
" Sept.1047 : he BB 
" Okt. 1187 4 282. 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Sie haben natürlich die 
möblierten Zimmer gezählt., 


Wenden Sie sich bitte an die Saarbrücker Zeitung, die hat 
das Material. 

Meine Herren! Es ist eine sehr ernste Sache.Nenn 
tausende von Hausbesitzern ihre !ohnungen in der Saarbrücker 
Zeitung anbieten, so tun sie das nicht, um die Saarbrücker 
Zeitung in Nahrung zu setzen, sondern weil sie auf andere 
Weise ihre Wohnungen nicht mehr vermieten können. 

Wir hatten auch bei Beratung der bestehenden Ver- 
age vor einem Jahre die zuversichtliche Hoffnung,daß 
wenigstens die bürgerlichen Parteien endlich einmal Schluß 
machen würden mit dem letzten Überbleibsel der Zwangswirt- 
schaft. Ich konnte diese Hoffnung haben, da bei dieser Ge- 


jeempeit besonders das Zentrum redlich und treu versicherte, 
a 


28 zum letzten Male eine solche Verordnung seine Zustimmung 
finden würde. Wie sagte doch damals Herr Wartin:„Die Gel- 
tungsdauer der neuen \iohnungsverordnung wird von uns letzt- 
malig - ich betone ausdrücklich erg bis zum 30. Juni 
1930 verlängert." Und heute? Trotzdem in der Zwischenzeit 
ina einem derart großen Umfange gebaut wurde, wie keiner 
von uns es geahnt hat,verleugnet das Zentrum seine damalige 
Haltung und willigt in eine Be RR EngerLng ein. Daß keine 
weitere Verlängerung unsere Zustimmung findet, daran halten 
wir auch heute fest. “ir lemmen deshalb diese Verordnung in 
allen Teilen ab und es erübrigt sich auch, irgendwelche Ab- 
änderungsvorschläge zu machen, die eine indirekte Zustimmung 
zur Verlän ee er Zwangswirtschaft bedeuten würde. Wir 
haben uns deshalb in der Kommission jegticher Stellungnahne 
enthalten und nicht ( zu Herrn Becker (2) gewandt) wie Sie 
in Ihrem Bericht geschrieben haben, gegen die Anträge ge- 
stimmt. Auf die Anträge der anderen Partei gehe ich nicht 
weiter ein, ich habe nur noch etwas zu sagen zu einem Zen- 
trumsantrag. 

as Zentrum will die Entscheidung über die Beibe- 
haltung der "ohnungszwangeswirtschaäft in die Gemeinden ver- 
legt haben. Das wäre an und für sich sehr gut, aber es ist 
heute doch schon so. NMir ist kein Fall bekannt, daß die Re- 
gierungskomnission den Antrag einer Gemeinde abgelehnt hat 
wenn Gemeinden die Aufhebung beantragt haben. Mir sind zahl- 
reiche Fälle bekannt, wo gerade das Zentrum eine ungünstige 
Entscheidung für die Aufhebung verursacht hat. 
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'orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


\bg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Ich habe seinerzeit die Kaser- 


N 
in 9 


 e 
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mel egenne! vorgebracht, bei deren Ausbau zahlreiche 
Arbeiter Beschäftigung finden können. Die Hegierungs- 
kommission hat _es aber nicht fertig gebracht, gleich nach 
dem Abzug der Bahnschutztruppen der Stadt die lloltkekaser- 
ne zur VOrHAEUDE, ZU stellen. Der Vertreter der Stadt hat 
in kurzer Zeit die Umbaupläne fertig gemacht und noch vor 
Weihnachten hätte man mit den Arbeiten beginnen können. 
Das ist eine Beschäftigungsmöglichkeit für mehr als hun- 
dert Arbeiter, und ohne Eingreifen des Herrn Koßmann,den 
ich am 3.ds.its. darum gebeten habe,wäre die Arbeit bis 
heute noch nicht aufgenommen worden. Dann hat es an der 
formellen Unterzeichnung des Vertrages gelegen. Der bel- 
grsohe Beamte der Regierungskommission, Centner, hat die 
nterzeichnung des Vertrages hinausgeschoben und erst auf 
Eingreifen seines \ünisters hat das geschehen können. Am 
vergangenen Dienstag hat die Arbeit beginnen können. Wer 
unter der Arbeitslosigkeit nicht zu leiden hat und noch 
nie arbeitslos war, kann sich schlecht eine Vorstellung 
machen, was. es heißt, arbeitslos zu sein. 


Über verschiedene andere Gebäude wie, Dragoner- WM 


kaserne, Proviantamt usw. ist sich die Regierungskommission | 
noch nicht schlüssig geworden. Der Streit mit der Stadt 


wegen Ausbau der Ulanenkaserne dauert bereits ein Viertel- # 
jahr und die Regierung, vielmehr die nachgeordneten In- # 


stanzen bringen es nicht fertig, die Angelegenheit zum Ab- 
schluß zu bringen. 

BPsAglich der Arbeitsbeschaffung ist folgender 

Fall interessant: Ein hiesiger Bauunternehmer kämpft seit | 

September darum einen Bau von 62 \iohnungen wofür er das 

pital selbst beschafft hat,auszuführen. Die bereits an- | 

gesetzte Sitzung bei der Keglerungskommission hat nicht 


stattgefunden, weil der französische Direktor des NWirt- 


schaf santes,thrhardt, angeblich wegen Krankheit in Frank- 
reich sich aufhalten müsse. Wegen Krankheit eines einzel- 
nn Br mußte ein derartiges Vorhaben wieder verschoben 
werden. 
| Das ist Be EDBaReE Verwaltung des Saargebie- 

tes, die 2.2. Lord Cecil in Genf so gepriesen hat. as gut 
in der Verwaltung ist, das wird ausgeübt von den alten 
deutschen Beamten, die hier noch tätig sind. Alles andere 
ist das Gegenteil von Verwaltung, von glänzender Verwaltung. 

So sehen die Dinge aus, und wenn die Regierung 
es nicht fertig gebracht hat, aus eigener Initiative Arbeit 
für den Winter zu beschaffen, dann soll sie wenigstens an- 


dere nicht daran hindem, diese Arbeitsgelegenheit zu be- 
schaffen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Ich muß eine kurze Be- 

merkung dazu machen: | 

Die Vertragsverhandlungen nit der stadt haben 
sich dadurch verzögert, daß wegen einiger Vertragsklau- 
seln Schwierigkeiten entstanden sind.- Jede Verwaltung 
wahrt ihren Standpunkt.- Infolgedessen wurde der Vertrag 
nicht sofort unterzeichnet. | 

Was den Zuschußantrag anbelangt, so beruht seine 
Verzögerung nicht auf der Erkrankung des zuständigen Ab- 
teilungsdirektors an SrADDD sondern auf Kontingentschwie- 
rigkeiten, die zunächst behoben werden müssen. Die Ent- 
scheidung der hierfür zuständigen Kommission ist in der 
nächsten Zeit zu erwarten. 


Vorsitzender: Die Vorlagen zu den Punkten 2,3 und 4 werden zusan- 
men behandelt. 


Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Kiefer! 


Abg. Kiefer_(Z): Meine Herren! Meine Fraktion hat beschlossen, ih- 
re Entscheidung so abzugeben, wie wir es schon als Vertre- 
ter der Fraktion in den Kommissionssitzungen zu den ein- 
zelnen Verordnungsentwürfen getan haben, und wie es aus 
dem Kommissionsbericht hervorgeht. | 

Wir nehmen die Verordnung an mit dem Ergänzungs- | 
entrag zu $ 8. Wir ließen uns dabei von folgenden Erwä- | 
gungen leiten: | | 

Ausschlaggebend ist das bestehende Abkommen zwi- | 
schen dem Deutschen Neich und der Kegierungskommission | 
und die Tatsache, daß unser deutsches Volk Dreiviertel der 
Mittel zur Versorgung der Kriegsopfer und Hinterbliebenen 
im Daargebiet aufzubringen hat. Wenn dieses Volk es für 
notwendig erachtet hat öder seine Regierung, irgendwelche 
Ergänzungen an den bestehenden Verordnungen vorzunehmen 
ist es nicht unsere Aufgabe, von hier aus diesem Volk oder 
seiner Negierung Vorschriften zu machen, was sie zu tun 
ätte. \enn es umgekehrt wäre, daß wir an der Saar,wie es 
unsere Pflicht wäre, die ganzen Nittel zur Versorgung der 
Kriegsopfer und Hinterbliebenen aufzubringen hätten, wäre 
es selbstverständlich auch unsere Aufgabe, die Gesetze 
selbst zu bilden. Nachdem diese Voraussetzung nicht ge- 
eben ist, fühlen wir uns nicht berufen, der deutschen 
egierung, dem deutschen Volk darüber Vorschriften zu 
machen, welche Leistungen sie an uns zu entrichten haben, 
die im Zwangsdiktat von Versailles ihre Grundlage haben. 

Wenn Bestimmungen durchgeführt werden, die einerseits 
Verbesserungen darstellen, anderseits aber auch einige 
unwesentliche Verschlechterungen bedeuten, dann muß es 
Aufgabe der Regierungskommission sein alle Bestimmungen, 
dıe im OR SETTERORIIESEDES SE enthalten sind, auch nach 
ihrer materiellen Seite hin im Sagrgebiet voll zur Durch- 
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ührung zu bringen. Ich führe ein Beispiel an, das den 


62 betrifft und beweist, daß die gleiche Handhabung von 
materiellen Bestimmungen hier fehlt: 


Wer aus’ öffentlichen lütteln ein Einkommen bezieht, | 
as 








OR. 


das 850 Mark monatlich erreicht oder HPTRYe. ES, erhält,wenn 
er eine Kriegsrente bezieht, diese in bestimmtem Ausmaße ge- 
kürzt. Dafür ein Deispiel: Jemand, der aus öffentlichen lüt- 
teln ein Einkommen bezeiht, hat ein Einkommen von \ 438,60, 
darin sind enthalten die sozialen Zulagen für 3 Kinder und 
für die Frau. Während nun im Reich von dem Gesamteinkommen 
die sozialen Zuschläge in Höhe von ;° li 60.- abgesetzt wer- 
den, werden hier im Saargebiet nicht einmal 60 Man sozialen 
Zuschlägen in unserem Fall zusammen abgesetzt, sondern nur 
40,80 Minsgesamt, sodaß in diesem Falle wegen der geringeren 
Anrechnung der sozialen Abzüge der Nann die Grenze von 350 
M.überschreitet und so ein Zehntel seiner HKente gekürzt er- 
hält, und sogar einen überhobenen Teil zurückbezahlen mußte. 
Wir beantragen daher, daß 

leichheit auf allen Gebieten gegeben sein soll, daß auch be- 
reffend 3 62 die Hechtsgleichheit voll durchgeführt wird, 
damit die ganzen Versorgungsvorschriften im Saargebiet genau 
so wie drüben im Reich gehandhabt werden. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


|Abg. Hoffmann (SP): Im Auftrage der Sozialdemokratischen Fraktion 


ann ich erklären, daß wir der en l zustimmen in der 
Form, wie es das Kommissions-Protokoll aufweist. Die Ver- 
FORIRREERTURENR lehnen wir ab. 


ir sind auch der Meinung, daß die Arzneikosten- 


Beteiligung beseitigt werden soll, infolgedessen stimmen wir 
dem Antrag zu. 


Der Vorlage 2 können wir leider nicht zustimmen. 
“ir sehen darin eine sehr schwere Einschränkung des Verfah- 
rens und lehnen die Vorlage ab. 


‚Der Vorlage 3 stimmen wir zu, sie ist schon in 
der Kommission einstimmig angenommen worden, 


. der Vorlage 4 können wir nicht zustimmen und 
lehnen dieselbe ab. 


Wir versagen es uns, in eine weitere Diskussion 
einzutreten, weil wir glauben, daß die Regierungskomnission 
vollkommen ın Kenntnis gesetzt 19%, 


orsitzender: Das lliort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


\bg. Heckler (KP): Meine Herren! Die Vorla 


e e £ bringt einen erheb- 
lichen Abbruch der Bechtsanspriche, Te anle silngraelt im 


Reichsausschuß ein Beschluß gefaßt, auf Grund einer Studien- 
rl ins Ausland, ob nicht eine Vereinfachung eintreten 
Önne. 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Sind die nicht nach Ruß- 
land gegangen? 


Sie sind aus einem ganz bestimmten Grunde nicht nach Rußland 


gegan en. Sie gingen nach England, Frankreich, Italien, Tschecho 


lowakei und dort studierte man, wie das Verfahren zu ver- 
einfachen sei. 


Mir 





‚ wo nun einmal die Rechts- 
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Wir sehen heute, daß auch der $ 92 von demselben schicksal, 
betroffen werden soll. \/enn von dem Gerichtsvorsitzenden ein 
Rekurs als unrechtmäßig angesehen wird, dann ist er in der 
Lage, die Berufung oder den Hekurs einfach zurückzuverweisen, 
Diese Methode und Neuerungen in der Novelle begründet man _ | 
damit, daß der Andrang beim Reichsversorgungsgericht gewaltig |! 
geaticgen ist. Die Gerichte seien nicht mehr in der Lage,den 
nforderungen gerecht zu werden, Das komme daher, daß sehr 
viele Ansprüche gestellt würden, die keinesfalls gerechtfer- 
tigt seien. Die Statistik, die man dem Hegierungsentwurf bei- | 
fügte, weist nach, daß beim Reichs-und bei den landgerichten | 
im Jahre 1927 insgesamt 54 ÜV0 Rekurse anhän : emacht wor- | 
den sind, im Jahre 1928 ist die Ziffer auf 2 gesunken. | 
und im Jahre 1929 ist sie wieder auf 55 OVO angewachsen. Die 
Höhe ist also im Jahre 1929 ungefähr dieselbe wie im Jahre 
927. Aber inzwischen hat man verschiedentlich versucht,die 
Ziffer durch mehrfache Verschlechterung wieder herunter 
zu bringen und dazu soll auch der 3 92 dienen. Die Regierung 
begründet ihren Vorschlag weiterhin damit, daß dort, wo_es 
sich um Rekurse der ersörgungegerichte handelte, 60 % Erfole 
ehabt hätten, während von den Rekursen der Kläger nur 12 % 
Bene Eababt hätten. Die Statistik weist aber nach, da 
1927 die Kriegsopfer 20 % Erfolg hatten, also bedeutend mehr 
wie 1929 und man kann daher feststellen, daß man den Vor- _ 
sitzenden der verschiedenen Gerichte gewaltige Vorrechte ein- | 
up hat, die sie unter allen Umständen benützen, um die | 
Er Lern noch ungünstiger zu gestalten wie sie 1st. Es 
wırd alles mögliche versucht, um die Ansprüche der Kriegs- 
beschädigten abzulehnen. Bei den Leiden sagt man, es ist ein 
angeborenes Leiden, untersucht die Akten, ub man nicht eine | 
Ursache findet, das leiden als angeboren zu bezeichnen. | 
Schließlich sagt man, wenn jemand ein Bein verloren hat,das 
ist auch ein angeborenes leiden. Es ist selbstverständlich, 
daß die Kläger, soweit sie Kriegsopfer sind, kein Vertrauen 
zu diesem Verfahren haben können. 
. Wir lehnen jedenfalls den $ 92 ab, wir lemnen die 
Anderung des Verfahrens ab. Aber grundlegend muß heute a 
werden: Für alle anderen Zwecke sind Nittel in Hülle und Fül- 
le vorhanden. Für die Luftwehr, für die Neichswehr usw. sind 
GroBe Mittel bereitgestellt worden, aber hier, wo es sich um 
je Armsten der Armen handelt, da heißt es, es sind keine 
WMttel vorhanden und Ihre Fraktionen, meine Herren von der 
bürgerlichen sowie von der sozialdemokratischen ©eite,haben 
die Hand dazu geboten, daß diese \öglichkeit heute vorhanden 
ist. Wir lehnen dieses Vorgehen ab. 


| Was die dritte Vorlage anbelangt, so stimmen wir 
dieser zu. 


Vorsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Reichard! 


Abg. Reichard (DNVP): Meine Herren! Ich habe in der Kommissions- 


sitzung im Rahmen meiner ARDSUDFURGEN gesagt, daß es eine 
notorische Tatsache sei, als eine Kriegsnachfolgeerscheinung, 
daß in weiten Kreisen dıe innere Verfassung bestünde, die man 
mit der ge der ErLSBapeyS ose" bezeichne. 
Ich habe aber nicht gesagt, daß weite Kreise der saarländi- 


schen Kriegsopfer von dieser re an Brig befallen seien, 
wie Sie das auslegen wollen,Herr Heckler. 


(Zuruf des Abg.Heckler (KP): Sie haben es doch gesagt!) 
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Ihr Vorgehen ist weiter nichts als ein reffiniertes und ten- 
denziöses Manöver, um mich bei den in Trage kommenden Schich- 
ten des Volkes als einen Volksieind linzustellen. Ian merkt 
die Absicht. Und ich will nur das sagen: Was ich getan habe 
für die Kriegsopfer als Vorsitzender des Fürsorgevereins 
Saarbrücken und nach dem Kriege bis auf Giesce Stunde, das 

ist so tief im Gesamtbewußtsein der Bevölkerung verankert, 
daß es für mich nicht notwendig ist, mich gegen Ihre Ver- 
hetzungslust zu schützen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg.Reinhard_ (KPO): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion-Oppo= 
sition lehnt die Verschlechterun.n, die auf der Notverordnung 
der Brüningregierung basieren,ab. Es ist nicht notwendiz,daß 
ich dazu eine lange Begründung gebe, da der Abgeordnete Heck- 
ler, der denselben Standpunkt vertritt, in seiner Nede den 
ablehnenden ge begründet hat. | | 

Ich will nur darauf hinweisen, daß die Kriegsopfer 
des Saargebietes, die in ihrer großen Mehrheit dem Einheits- 
verband angehören, in Be Protestkundgebungen gegen diese 
Vorlage protestiert haben, u.a. hier im judwigspark in »aar- | 
brücken, wobei sogar cine Paralellkundgebung stattfinden uuß- |! 
te. bs Ist das Zeichen dafür, daß hier die gesamten Xriegs- | 
opfer sehen, daß man sie betrügen will. Die Parteien, die 
dıesen Vorschlägen zustimmen, mögen auch die \ 
dafür übernehmen. Begreiflich ist 
Reiche hinter der No RE, 
sie stellen. Wir lehnen diese Ve 


.— u - 
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Vorsitzender: Das Wort hat herr Abgeordneter Dackes ! 


Abg. Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Der Vorlage 2 stimme ich mit 
den Abänderungen in der Kommissionssi tzung zu und beantrage, 
daß Kriegsbeschädigte die 10 % für Arzneikosten nicht zu tra- 

en haben. Es ist nicht angängie, daß Leute, die sich infolge 
es Krieges eine Gesundhei sschsligung zugezogen haben,caß 


diese Leute noch zallen müssen. Dafür aufzıukommen ist Sache 
des Staates. 


Dem $ 62 stimmen wir zu, weil er sich zum Vorteil 
der Kriegsopfer auswirkt. 
Zu den $ 53 und 57 beantragt meine Partei Streichung. 


Der Vorlage 3 stimme ich ebenfalls zu. 


Die weitere Verordnung betr. Verfahren in Versor- 
gungssachen wird auch von meiner Tartei abgelehn:. 

‚ .„tTch möchte folgendes noch kurz hervorheben. Wenn 
man die Finanzen sanieren will, dann muß man an anderen Stel- 
len anpacken, wo auch wirklich Geld zu holen ist. Es müßten 
die Ma I Papa die Schiebergewinne, die Doppelverliener 
udgl. erfa € 
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t werden. Das ist doch viel besser,wenn man dort 
anpackt, als wenn man es wie hier auf die armen Kriegsopfer 
abwälzt. 


Betreffend den Versorgungsämtern und Versorgungs- 
she habe ich noch zu betonen, daß wir sehr wenig Ver- 
rauen zu denen haben. Ich habe einen Fall angeführt, wonach 
ein Wann für seinen Zahn, den er im Kriege ausgeschossen be- 
kam, weiteren Ersatz nicht mehr bekommen hat und abgewiesen 


wurde. 
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wurde. Der Vertreter der Regierung sagte zu, die Angelegen- 
heit zu untersuchen. Ich möchte dem Herrn Vertreter der He- 
gierung gerade hier anempfehlen, von Zeit zu Zeit auch ein- 
mal die Versorgungsärzte untersuchen zu lassen, denn da 
scheint manchmal auch nicht alles zu stimmen. Da muß selbst 
der Allerdümste darüber staunen, wenn ein Arzt, der einen 


Mann, den er sein Lebtag nicht gesehen hat, behauptet, er hät- | 


te von Jugend auf ein schlechtes Gebiß gehabt. Ein solcher 
Arzt gehört nicht an eine solche Stelle, oder aber er ist 
nicht ganz zurechnungsfähig. 
Diese Vorlage lehnen wir ab. 
EN: 4 22 ER LN verdient hervorgehoben zu werden, 
daß eine ganze Anzahl ihre Rente entzogen bekommen. In Fütt- 


lingen hatten wir vor einigen Jahren noch über 70 Kriegseltern ‚| 


die keine Rente bekommen haben. Warum hat man diesen leuten 
die Rente nicht Afegen ? Einem Wanne, der 3 Söhne im Kriege 
verloren hat, hat man voriges Jahr die Rente wieder abgenon- 
men. Er hatte ein paar Morgen Land und eine Wiese und seine 
Verhältnisse hatten sich in der letzten Zeit so gebessert,. 
daß er seinen Sohn, der lungenkrank ist, längere Zeit in ein 
Sanatorium schicken konnte. Das Deutsche Heich hat für alles 
andere Geld. Es soll an die hohen Pensionen herangehen, die 
Pensionen der Offiziere kürzen und auch die der anderen hohen 
Staatsbeamten, dann wäre Geld für die Kriegsopfer üerig. 
Kriege hat man immer das stolze Wort gehört: Treue um Ireue, 
und das hat man heute vergessen. 
Auch wir stehen auf dem HERRAEUERE, daß ein Kriegs- 
leiden nach längeren Jahren erst auftreten kann, was auch 
Professoren bestätigen. Wir lehnen diese Verordnung ab. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reicharäd! 

Abg. Reichard (DNVP): Ich stimme den Vorlagen zu. 

Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 
Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich muß doch zu den Ausführungen 


des Herrn Heckler etwas richtig stellen. Ich verweise darauf, 
daß die Sozialdemokratie im Reich jeden Abbau der Sozialver- 


sicherung bekämpft _hatte, daß gerade deshalb die ML ERNERRE | 


rung stürzte, die STONE Re Ei SranE kam und diese Notveror 
nungen nachher in die Wege geleitet wurden. Die erste Notver- 
ordnung hat die Sozialdemokratie bekämpft bis aufs äußerste. 
Erst als die Nazi-Kozi-\ahlen losgegangen sind, hat die So- 
zialdemokratie im Interesse der Deutschen Re publik dafür ge- 
kämpft, daß diese erste SENTERSE DES wesentlich verbessert 
wurde. Die hat dann dieser verbesserten RE NSE zuge- 
stimmt, um nicht das gesamte Bürgertum in die Hände der Nazis 
zu treiben. So war die Lage, und auf Grund dieser Tatsache 
war die Zustimmung der Sozialdemokratie zu dieser zweiten 
Notverordnung eine Notmaßnahme, die auf Grund des Ausgangs 
der liahlen jedenfalls die Partei hat ergreifen müssen. Wenn 
man Herrn Heckler hört, dann ist nur in Deutschland der so- 
ziale Abbau da. Wenn Herr Heckler die hohen Gehälter der In- 
dustriekapitäne anzieht, so verweise ich auf die heutige Nun- 
mer der„Volksstimme", in der sie gestanden haben. Aber,wenn 
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man das kritisiert, dann darf man naturgemäß auch nicht ver- 4 


gessen, daß gerade die Stalin-Regierung in demselben Fahr- 


wasser schwimmt. Die Sue LlureELOrUDE nimmt einen sogenannten | 


Baurat May aus Frankfurt in ihre Dienste; dem zahlt sie 
jährlich 150 000 Mark. Dieser \ann hat von der Stadt Frank- 
urt bekommen ca. 25 000.- Mark. Die russische REES EUnG, 
die eine a Bauemrepublik sein will, zahlt also 
für solche Leute 150 000 Nark, während sie dem Bergmann im 
Steinkohlenbergbau 61,35 Rubel monatlich zahlt, das macht 
etwa 130 Mark. Dem in der Metallindustrie Beschäftigten 
zahlt sie 73,2 Rubel, in der Textilindustrie sogar nur, 
40,60 Rubel und chemischen Industrie 69,8 Rubel. Das sind 
also Löhne zwischen 100 und 155 Mark monatlich, während man 
dem Baurat 150 000 Mark zahlt. Man zahlt aber auch den An- 
gestellten ganz andere Bezüge wie den Arbeitern. Hier ist 
eine Aufstellung, wie sie aus der russischen Zeitung 
„Woprossi Truda zu entnehmen ist, Nr.5 von 1930. Da stehen 
die Gehälter der Angestellten den Löhnen der Arbeiter ge- 
genüber in der gesamten Industrie. Die Angestellten bekon- 
men, wenn beim Arbeiter die Indexzahl mit 100 angesetzt ist, 
die Zahl von 307 monatlich. Während der in der Industrie 
beschäftigte Arbeiter nur 100 Mark hat, ist das also das 
Dreifache der Arbeiterlöhne, in der Metallindustrie das _ 
2,8 fache der Arbeiterlöhne, im Bergbau das 3,66 fache, in 
Ber Holzbearbeitungsindustrie das 2,77 fache der Arbeiter- 
öhne. 
Herr Heckler schimpft über die deutsche Sozıal- 
versicherung. Ich will darauf hinweisen, daß aus dem ant- 
ichen Material der russischen Regierung, einer Ausgabe von 
A.M. Stotz, Angestellter des Zentralrates der deutschen 
Gewerkschaften, daß die russische Kriegsbeschädigtenfürsor- 
ge überhaupt nur eine Fürsorge ist. Es besteht kein Rechts- 
anspruch. Es ist dabei festzustellen, daß die Leistungen 
wesentlich geringer sind, als in Deutschland. Daß zu einer 
Zeit, wo man in Deutschland im Jahre 1928 761294 Era 
beschädigte hat, 372000 Witwen,796000 Waisen und 300000 
Elternrentner betreut, in Rußland insgesamt nur 130000 
Opfer des Krieges betreut werden. Wenn aus diesen russischen 
Zahlen festzustellen ist, daß im Jahre 1927 32.645.000 Ru- 
bel vom Staat und den Kommunen für die Kriegsbeschädigten- 
fürsorge aufgewandt wurde, das macht nach dem Börsenkurs 
von £,16, der längst nicht mehr der Kaufkraft des Rubels 
entspricht heute kaum eine Mark für einen Rubel, dann zahlt 
man in Rußland aus Staat und Kommunen 704 lNiüllionen \ark, 
in demselben Zeitraum aber in Deutschland 2,6 l\illiarden 
Mark. Die russische Sozialversicherung gab damals 834,8 Mil- 
lionen Rubel aus, das sind zusammen 1,8 Milliarden \ark. _ 
Die deutsche Sozıalversicherung gab 6,7 Nilliarden aus bei 
60 Millionen Einwohner ge enüber 150 Iillionen in Rußland. 
Herr Heckler kennt die Arbeiterzeitung. Die hat manchmal 
auch einen lichten Augenblick. Natürlich wird das nicht ge- 
schrieben von den Redakteuren der Arbeiterzeitung, sondern 
das schreibt ein William Smitt - er scheint auch ein Russe 
zu sein-. In der Arbeiterzeitung vom 19.1.1930 steht eine 
Abhandlung über die Ssozialversicherung in Rußland. Aus die- 
ser Abhandlung ist zu entnehmen, daß man in Rußland ausgab 
zusammen einschließlich der Aufwendungen für den \lohnungs- 
bau, einschließlich der Aufwendungen für die Krankenhäuser 
und Erholungsheime usw. in Rubel 131 ibllionen, in Nark um- 
gerechnet ein Detrag von 2,5 Milliarden liark. Sie gibt selbst 
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zu,daß Rußland bei einer Bevölkerung von 150 Willionen nur 
2,5 Milliarden lark vererbt während Deutschland für diese 
Zwecke annähernd 17 \üilliarden ausgibt. Das ist vollkommen 
klar und beweist, daß die deutsche Versorgung besser ist. 
Die Kriegskrüppel Rußlands sind sicher nicht weniger als in 
Deutschland, denn die deutschen Kanonen haben während des 
rıeges besser geschossen als die russischen und daher ist 
es klar, daß dort die Opfer des Krieses viel stärker in Er- 
scheinung treten wie in Deutschland. Trotzdem diese amse- 
ige Betreuung. Wenn man das weiß, dann soll man nicht auf 
die deutschen Einrichtungen schim fen, wo doch Ag in 
Rußland ganz anders ist. Das stelle ich fest und bin er 
Veinung,daß in Deutschland der Abbau abgewehrt werden muß, 
aber wir warnen davor, das russische Beispiel als Vorbild 
zu nehmen, wie es in Deutschland so oft eefordert worden ist. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


Abg.Heckler (KR): Meine Herren! Betrachten wir die Sozialversiche- 
rung in Sowjet-Rußland. Zahlt dort ein Arbeiter einen Pfen- 
nıg zur Sozialversicherung. Die Beiträge werden von Regie- 
Hung und Unternehmern bezahlt, _die Arbeiter zahlen keine 
Beiträge zur PER TEDBEONE. In Deutschland müssen die Bei- 
träge von den Arbeitern bezahlt werden, Der Arbeitgeber zahlt 
keine Beikrage, In Rußland werden die Gelder aufgebracht von 
Seiten des Staates aus. | BE 

Ich empfehle Ihnen, holen Sie sich die Wünchener 
Illustrierte Presse. Leo Hessenröder ist der EURE TER 
Berichterstatter, der steht gewiß nicht im Geruch, ein Kon- 


munıistenfreund zu sein. Holen Sie sich diese 


‚ und Sie werden 
anders belehrt werden. 
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Vorsitzender: Wir kommen zu den beiden letzten Vorlagen, zu den 
Punkten 5 und 6 der Tagesoränung: 


5) Änderung des Scheckgesetzes und des Wechsel- 
steuergesetzes; 


6) Änderung des Feld-und Forstpolizeigesetzes 
vom l.April 1880. 


Das Wort hierzu erhält der Abgeordnete Becker! 


Abe 


Becker (Z): Meine Herren! Der Vorlage betr. Änderung des 
Scheckgesetzes und des Wechselsteuergesetzes war eine De- 
BrUnAUnE er Regierungskommission beigegeben. Bezweckt wird 
mit der Vorlage die Einführung des deutschen Gesetzes von, 
28.Mai 1930. Nach diesem neuen Gesetz kann nunmehr auch ein 
vordatierter Scheck sofort zur Zahlung vorgelegt werden und 7 
der Besitzer eines solchen Schecks kann sofort Zahlung von | 
dem Bezogenen fordern. Nach der bestehenden Gesetzgebung 
war ein vordatierter Scheck wechselstempelpflichtig. Diese 
Vorschrift kommt nunmehr in Wegfsll. Jadurch wird eine An- 
derung des Wechselstempelgesetzes erforderlich, die in Ar- 
tikel 2 der Verordnung enthalten ist. Keine Partei hat ge- 
gen die Verordnung Bedenken erhoben, alle Parteien haben 
erselben zugestimmt. 

Ich möchte Veranlassung nehmen, erneut auf die 
Geldverhältnisse im Saargebiet einzugehen. Als im Jahre 1928 
der französische Franken als gesetzliche Währung im Saarge- 
biet eingeführt wurde, hat man uns in der Xommissionssitzung 
seitens der Regierungskommission - als Vertreter war damals 
Herr Labie anwesend - goldene Berge versprochen. Er hat da- 
mals gesagt, für genügend Zahlungsmittel würde Sorge getra- 

en werden. Wir müssen aber feststellen, daß dies nicht der 
all war. Die Tatsache beweist, daß im Saargebiet viele vor- 
datierte Schecks im Umlauf sind. Das ist darin begründet, 

daß die saarländischen Banken im Gegensatz zu den reichs- 
deutschen Banken die Schecks nicht am Tage der Einlösung 
gutschreiben, sondern an sage des Auszahlungsdatuns. Nie zu- 
ständigen Organisationen haben dieserhalb wiederholt bei der 
BERGE FO ITL EURE Vorstellungen erhoben und die Zinsabrech- 
nung nach deutschem Muster verlangt. Die Banken haben erklärt, 
daß sie wegen der ungünstigen Versorgung des Saargebietes ! 
mit Geldmitteln dazu nicht in der lage seien. Sie haben fer- 
ner erklärt, daß sie ständig zußerordentlich hohe aräge 
zinslos vorrätig halten müßten. Wenn ._»nst an einem Platz 
von der Bedeutung Saarbrückens bares Geld gebraucht wird, 

so wird dasselbe von der nächsten Reichsbankstelle besorgt. 
Hier ist das unmöglich, denn die Banken müssen sich an fran- 
zösische Banken wenden, diese schicken erst einen Boten nach 
rind der das Geld abnimmt. Es ist selbstverständlich, 
daß dadurch eine außerordentliche Verteuerung der Zinssätze 
eintreten muß, denn nur die Reichsbank kann ohne Zinsen ar- 
beiten. Anders ist es bei den gewöhnlichen Banken. Für Zah- 
lungsmittel muß sie Zinsen zahlen und infolgedessen muß sie 
diese Zinsen umlegen. Dadurch tritt eine Verteuerung der 
Zinssätze ein. Der Gouverneur der Bank von Frankreich soll 
seinerzeit, als der französische Franken im Saargebiet ein- 
eführt wurde, erklärt haben, daß der Franken aus politischen 
ründen im Saargebiet eingeführt worden sei und daß ihn in- 
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tolgedessen diese Angelegenheit nichts anginge. Die Regie- 
rungskommission aber hat die Pflicht, das Versprechen, das 


sie 
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sie 1923 gegeben hat, nunmehr auch wahr zu machen, viel- 
leicht in der Weise, daß sie von ihren Geldern der Reichs- 
bank größere Summen zur Verfügung stellt, die die Reichs- 
bank bereit halten kann. S 

Bei dieser jelegenbeit muß weiter darauf hinge- 
wiesen werden, daß in Frankreich Geld wie Heu ist; man hat 
dort zu viel Geld, das nirgendwo Anlage finden kann. Dafür 
haben wir genügend Beispiele. Trotzdem so viel Geld da ist, 
übt man auf das Saargebiet einen Druck aus, indem die saar- 
ländischen Kommunen und Straßenbahnen keine Anleihe erhal- 
ten können. ir müssen auch in dieser Beziehung von der Re- 
EIS TRBER RR Sich fordern, daß sie mehr aktive Politik 
reibt. Sie muß versuchen, bei der Arbeitslosigkeit eine 
aktive Konjunkturpolitik zu betreiben. Der Überfluß des Gel- 
des in Frankreich GrEaR® sogar zur gefährlichen Spekulation, 
wie der Oustric->kanda gezejet hat, aber irotzdem wird dem 
el gegenüber größte Zurückhaltung beobachtet. Die 
Die Regierungskommission muß dafür sorgen, daß eine endgül- 
tige OKDSTENL EINE ÜRX Kommunal-Anleihe stattfindet und daß 
sie auch selbst in den staatsbetrieben Arbeiten vergibt, für 
die sie natürlich Anleihen aufnehmen muß. | 

Unsere Stellungnahme zur Saar-Anleihe ist ja be- 
kannt, und nachdem die Saarverhandlungen vorläufig ruhen, 
müßte die Regierungskommission erneut an den Völxerbund ' 
DEINESER ER, um eine Saar-Anleihe genehmigt zu erhalten. Zu 


en Aufgaben der Regierungskommission gehört die Beschaffung 
von Arbeit und Brot. 


orsitzender: Ich stelle fest, daß alle Parteien damit einverstan- 
en sind, die Vorlage ohne Änderungen anzunehnen. 


Die nächste Vorlage betr.: 


Änderung de: Felizand Forstpolizeigesetzes 
vom ‚Aprıi SU 


ist von der Kommission auch ohne Änderungen verabschiedet 
worden. Ich stelle auch heute Ihr Einverständnis fest. 
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Damit ist die Tagesordnung erschöpft. Ich habe Ih- 
nen noch einen Erlaß des Herrn Präsidenten der Regierunes- 
kommission bekannt zu geben, welcher lautet: 


a PrOZ 
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Nach Einsicht der Verordnung vom 24.3.1922 über die 
Errichtung des Landesrates, 


nach Einsicht des Erlasses betr. die Geschäftsordnung 
des Landesrates vom 31.10.1922, sowie 


nach Anhörung des Vorstandes des Landesrates bestin- 
me ich folgendes: 
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Artikel 1. 


Die am 31.Oktober 1930 eröffnete Sitzungsperiode des 


landesrates wird mit dem 9.Jamuar 193] geschlossen. 


Saarbrücken,den 7. Januar 1931. 
Der Präsident 


der Regierungskommission des Daargebietes: 
7, 


gez. Koßnann. 


Ich schließe die Sitzung ( 13 Uhr 10 Minuten). 
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